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Präambel
 Da seit dem Kongress der Internationale der Öffentlichen Dienste im Jahr 2007 ArbeitnehmerIn-

nen und Gemeinschaften in der ganzen Welt von der Wirtschaftskrise getroffen sind,

 da seit Beginn der Wirtschaftskrise weltweit allein in der regulären Wirtschaft mehr als 200 Mil-
lionen Menschen arbeitslos geworden und 50 Millionen Arbeitsplätze verloren gegangen sind,

 da weltweit die Zahl der unsicheren Beschäftigungsverhältnisse sprunghaft zugenommen hat,

 da die Arbeitnehmerrechte ständig Angriffen ausgesetzt und eingeschränkt worden sind,

 da ArbeitnehmerInnen, die sich gewerkschaftlich engagieren, in vielen Regionen fortwährend
und immer stärker unterdrückt und in einigen Ländern sogar ermordet werden,

 da die öffentlichen Dienste bedingt durch die Sparmaßnahmen zunehmend der Gefahr ausge-
setzt sind, privatisiert zu werden,

 da internationale Finanzinstitute als Voraussetzung für Entwicklungshilfe und eine positive Beur-
teilung der finanziellen Tragfähigkeit Privatisierungsmaßnahmen fordern,

 da der Umweltschutz und Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels aufgrund vermeint-
lich zwingender wirtschaftlicher Gründe unbeachtet bleiben,

 da steigende Lebensmittelpreise und das katastrophale Ausmaß der Jugendarbeitslosigkeit in
Nordafrika, im Nahen und Mittleren Osten die Massen zu Aufständen veranlasst haben,

 da Sparmaßnahmen und harte Auflagen die Armut verschärft und weithin soziale Unruhen aus-
gelöst haben,

 da kurzsichtige Sparmaßnahmen Armut hervorrufen und die Ungleichheit verschärften, wovon
Frauen, d.h. die schwächste Bevölkerungsgruppe, und Menschen, die aufgrund ihrer Rasse disk-
riminiert werden, überproportional betroffen sind,

 da immer häufiger zu viel Reichtum in allzu wenigen Händen konzentriert ist,

 da sich ArbeitnehmerInnen in allen Regionen gegen die Angriffe zu wehren beginnen, denen sie
ausgesetzt sind,

 da die Occupy-Bewegung, die einen enormen Rückhalt in der Bevölkerung findet, den Washing-
ton-Konsens ablehnt und sich gegen den grassierenden Eigennutz sowie die ungezügelte Macht
von Unternehmen wendet,

 da öffentliche Dienste dafür sorgen, dass eine Gesellschaft fairer und gerechter ist,

 da öffentliche Dienste dafür sorgen, dass alle sozialen Schutz erhalten und über ein stabiles Ein-
kommen verfügen, die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Aufschwung sind, und

 da die öffentlichen Dienste den Weg für eine wirtschaftliche Entwicklung ebnen, die ökologisch
verträglich und nachhaltig ist,

beschließt der Vorstand der IÖD,

 sich für die Anliegen der Menschen einzusetzen und den ArbeitnehmerInnen in der ganzen Welt
beizustehen,

 für menschenwürdige Arbeit, Gewerkschaftsrechte und qualitativ hochwertige öffentliche Diens-
te für alle einzutreten und zu kämpfen, sowie

 dem 29. Weltkongress der IÖD das nachstehende Aktionsprogramm für den Zeitraum 2013-2017
vorzulegen.

Der PSI-Vorstand legte dem 29. Weltkongress, der sich vom 27. – 30. November 2012 in
Durban, Südafrika, versammelte, das Aktionsprogramm 2013 – 2017 als Entschließung Nr.
1 vor. Der Kongress nahm den Text und die dazugehörigen Änderungsanträge an.
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Erklärung zu den IÖD-Werten
1. Die Werte, Grundsätze und Maßnahmen der Internationale der Öffentlichen Dienste sind in

einer Sichtweise der Welt verankert, in der qualitativ hochwertige öffentliche Dienste die Men-
schenrechte und die Grundfreiheiten fördern und schützen, so dass Gerechtigkeit, Solidarität und
Wohlstand gedeihen können.

2. Die Internationale der Öffentlichen Dienste hat die historisch begründete, fest verankerte Ver-
pflichtung, Ungleichheit, soziale Ungerechtigkeit und Ungleichgewichte zu beseitigen, die durch
Kapitalismus und Profitgier verschlimmert werden.

3. Die öffentlichen Dienste bilden den Kern demokratischer Gesellschaften, die auf den Men-
schenrechten, der Rechtsstaatlichkeit und der Solidarität der Gesellschaften gegründet sind.
Die öffentlichen Dienste sorgen für eine gerechte Umverteilung von Wohlstand. Im Rahmen ihrer
Erbringung sollte dafür gesorgt werden, dass die Menschen mit gleichem Respekt behandelt
werden, den gleichen Schutz genießen und ohne Diskriminierung aufgrund des Alters, des Ge-
schlechts, der Religion, der Staatsangehörigkeit, der Rasse oder der ethnischen Zugehörigkeit, ei-
ner Behinderung oder der sexuellen Ausrichtung behandelt werden.

4. Die öffentlichen Dienste sind für die nachhaltige Entwicklung von Vorteil. Sie sind für die ver-
antwortliche Schaffung öffentlichen und privaten Wohlstands und ein nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum wesentlich.

5. Die Beschäftigten des öffentlichen Sektors spielen eine entscheidende Rolle bei der Schaffung
einer demokratischen öffentlichen Ordnung und der Umsetzung einer verantwortungsvollen
Staatsführung. Die direkt erbrachten öffentlichen Dienste und die Gewerkschaften des öffentli-
chen Sektors müssen für die Integrität des öffentlichen Sektors sorgen. Eine solide öffentliche
Ordnung und eine verantwortungsvolle Staatsführung sind die Grundlage für wirtschaftliches
Wachstum und Entwicklung, die Schaffung von Wohlstand, die Erweiterung von Möglichkeiten
sowie die umfassende soziale und wirtschaftliche Integration von Mitgliedern der Gesellschaft.

6. Die öffentlichen Dienste werden von allen zum Wohle aller mit Finanzmitteln ausgestattet. In
der Praxis werden die öffentlichen Dienste aus den öffentlichen Einnahmen finanziert. Diese Ein-
nahmen müssen im Rahmen einer gerechten Besteuerung erhoben werden

7. Die öffentlichen Dienste sind ein öffentliches Gut, das im Interesse des Volkes ausgestaltet
wird. Die Besorgnis wegen des Qualitätsniveaus der öffentlichen Dienste ist ein Kennzeichnen
der Selbstachtung einer Gesellschaft sowie dafür, dass eine Gesellschaft für alle sorgen will, in-
sbesondere für ihre schwächsten Bevölkerungsgruppen.

8. Die Internationale der Öffentlichen Dienste schätzt das gemeinsame Gut. Die IÖD setzt sich für
qualitativ hochwertige öffentliche Dienste ein und erkennt an, dass für eine gerechte Verteilung
des Wachstums und eine nachhaltige Entwicklung öffentliche Dienste von höchster erreichbarer
Qualität notwendig sind. Im Einklang mit ihrer Satzung setzt sich die Internationale der Öffentli-
chen Dienste für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste ein, die gleichermaßen allen zugäng-
lich sind, die erschwinglich sind, über die in demokratischer Weise Rechenschaft abgelegt wer-
den muss, mit denen Vorsorge für soziale Gerechtigkeit und eine bessere Lebensqualität getrof-
fen wird und die die Chance auf Wohlstand bieten.

9. Öffentliche Dienste höchster Qualität können nur von Beschäftigten erbracht werden, deren
Arbeitnehmerrechte umfassend geachtet werden. Zu diesem Zweck setzt sich die Internationale
der Öffentlichen Dienste weltweit für die Grundrechte und die Arbeitsbedingungen, darunter
das Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen, sowie für den Arbeitsschutz der
Beschäftigten der öffentlichen Dienste weltweit ein und schützt diese.
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Verzeichnis der Abkürzungen

AIDS
(Acquired Immune Deficiency Syndrome) - erworbenes Immundefektsyn-
drom

CEACR
(Committee of Experts on the Application of Conventions and Recommenda-
tions - ILO) - Sachverständigenausschuss der IAO für die Durchführung der
Übereinkommen und Empfehlungen

CEDAW
(Convention on the Elimination of all Forms of Discrimination against Wo-
men) - Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau (1979)

GATS
(General Agreement on Trade in Services) - Allgemeines Übereinkom-
men über den Handel mit Dienstleistungen

HIV (Human Immunodeficiency Virus) - humanes Immundefizienz-Virus
IAO Internationale Arbeitsorganisation und Internationales Arbeitsamt (Genf)
IAO Übereinkommen Nr. 87 Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes, 1948
IAO Übereinkommen Nr. 94 Arbeitsklauseln in den von Behörden abgeschlossenen Verträgen, 1949
IAO Übereinkommen Nr. 98 Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen, 1949
IAO Übereinkommen Nr. 100 Gleichheit des Entgelts, 1951
IAO Übereinkommen Nr. 102 Mindestnormen der sozialen Sicherheit, 1952
IAO Übereinkommen Nr. 111 Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958
IAO Übereinkommen Nr. 128 Leistungen bei Invalidität und Alter und an Hinterbliebene, 1967
IAO Übereinkommen Nr. 151 Beschäftigungsbedingungen (öffentlicher Dienst), 1978
IAO Übereinkommen Nr. 189 Hausangestellte, 2011
IGB Internationaler Gewerkschaftsbund
ILC (International Labour Conference) - Internationale Arbeitskonferenz der IAO
IWF Internationaler Währungsfonds

LGBT
(Lesbian, Gay, Bi-sexual and Transgender persons) - Homo- Bi-, Trans- und
Intersexuelle Personen

OECD
(Organisation for Economic Co-operation and Development) - Organisation
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

TUAC Gewerkschaftlicher Beratungsausschuss bei der OECD
UNI UNI Global Union
VN Vereinte Nationen
WHO (World Health Organisation) – Weltgesundheitsorganisation
WTO (World Trade Organisation) - Welthandelsorganisation
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1. Einleitung und Überblick
1. Seit dem Jahr 2007 hat sich die Welt dramatisch verändert. In den fünf Jahren, die seit dem

Weltkongress der Internationale der Öffentlichen Dienste in Wien vergangen sind, hat sich die
Welt sozial und ökonomisch rasant gewandelt Die Auswirkungen dieses Wandels werden noch
jahrelang zu spüren sein; die Zukunft erscheint ungewiss und unvorhersehbar.

2. Seit dem Kongress im Jahr 2007 hat sich die schrittweise Verlagerung der wirtschaftlichen und
politischen Macht weg von Nordamerika und Europa beschleunigt. Der neoliberale Washington-
Konsens, der von der Hochkonjunktur, die in den meisten Entwicklungsländern zu verzeichnen
war, künstlich am Leben gehalten wurde, hat Risse bekommen. China wird, so die Prognose, die
Vereinigten Staaten von Amerika als größte Wirtschaftsmacht der Welt überholen. Durch den
wirtschaftlichen Erfolg Brasiliens, Russlands, Indiens und Südafrikas ist die Legitimität der westli-
chen Welt, außerhalb ihrer Grenzen die politische Richtung vorzugeben, beschränkt – und durch
die weltweite Finanzkrise ist auch ihre Fähigkeit, dies zu tun, gemindert.

3. Für die Gewerkschaften überall in der Welt bringt diese Verlagerung Möglichkeiten und Chancen,
aber auch Bedrohungen mit sich. Eines der dringlichsten Anliegen besteht darin, die immer häu-
figer erfolgenden Angriffe auf den öffentlichen Sektor, die Beschäftigten des öffentlichen Sektors
und ihre Gewerkschaften abzuwehren. Jedoch muss die IÖD auch Sorge dafür tragen, dass sie die
Möglichkeiten und Chancen nutzt, die der Wandel unweigerlich mit sich bringt. Bewegungen wie
Occupy und Los Indignados werfen ein Schlaglicht auf die Skepsis, mit der man neuerdings die
neoliberale Agenda betrachtet. Das Bewusstsein für die offensichtlichen Mängel des kapitalisti-
schen Systems weltweit bei der grenzüberschreitenden Regelung und die wachsende öffentliche
Empörung wegen der unmoralischen Konzentration von Wohlstand können schnell wieder ver-
gehen, wenn es uns nicht gelingt, glaubwürdige Alternativen zu konzipieren und voranzubringen

4. Diese Entwicklungen erfordern es, dass die IÖD unter Bedingungen, die immer vielfältiger wer-
den, und in einer Welt, die immer unsicherer wird, handelt. Um in einem solch turbulenten Um-
feld Erfolg zu haben, sind tragfähige, allgemein verständliche Grundwerte vonnöten, die eine
Orientierung bieten. Die neue Erklärung zu den Werten ergänzt die Satzung und wird dem Perso-
nal sowie den beschluss- und geschäftsführenden Organen langfristig als Leitfaden dienen.

5. Die IÖD ist eine internationale Branchengewerkschaft und die Arbeitnehmerrechte werden bei
unserer Arbeit stets im Mittelpunkt stehen. Zu unseren Schwerpunkten werden aber auch stets
die Gleichstellung der Geschlechter, die Gerechtigkeit und die Vielfalt zählen. In der Gewerk-
schaftsbewegung und in der Welt sind wir vorrangig dafür verantwortlich, die öffentlichen Diens-
te zu verteidigen und voranzubringen.

6. In einer Welt, die einem so schnellen Wandel unterworfen ist, wird es immer schwieriger, ein
Konzept für einen fünfjährigen Arbeitsplan zu erstellen. Die in dieser Leitentschließung genann-
ten Empfehlungen dürften spezifisch genug sein, um eine Orientierung zu bieten, aber auch hin-
reichend allgemein, um es dem Vorstand sowie den regionalen und sektoralen Gremien und Fo-
ren erforderlichenfalls zu ermöglichen, flexibel zu reagieren und die Weichen anders zu stellen.

7. Wie von der Beratenden Gruppe für Programm und Politik empfohlen, wird in dem Aktionsprog-
ramm 2013-2017 im Wesentlichen eine Analyse der neuesten Entwicklungen vorgenommen und
es werden darin Grundsätze und Maßnahmen empfohlen, die der Weltkongress in Wien noch
nicht beschlossen hatte. In dem Tätigkeitsbericht 2008 – 2012 wird eine Analyse der wichtigsten
Leistungen seit dem Weltkongress 2007 vorgenommen.

8. Die betreffenden Empfehlungen, die sich aus der Arbeit ergeben haben, über die in dem Tätig-
keitsbericht 2008-2012 berichtet wird, sind in dem folgenden Wortlaut separat aufgeführt; die
übrigen Empfehlungen, die sich aus dem Tätigkeitsbericht 2008-2012 ergeben, sind nachstehend
in Anhang B enthalten.
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Umsetzung des Plans

9. Um unter unsicheren Rahmenbedingungen Erfolg zu haben, ist ein hohes Maß an Flexibilität
vonnöten. Während der letzten fünf Jahre ist viel getan worden, um die Fähigkeit der IÖD, auf
Forderungen zu reagieren, zu verbessern, aber es bleibt noch viel zu tun. Ein Umsetzungsleitfa-
den ist dem Aktionsprogramm als Anhang A beigefügt.

10. Ein Schwerpunkt dieser Arbeit besteht darin, nach Wegen zu suchen, um die Mitwirkung, Unter-
richtung und Mobilisierung der Mitgliedsorganisationen und ihrer Mitglieder zu verbessern. Die
Regionen und Subregionen werden als Zentren für laufende Maßnahmen immer wichtiger. Wir
müssen außerdem mit unseren Verbündeten innerhalb und außerhalb der Gewerkschaftsbewe-
gung zusammenarbeiten, um unsere gemeinsamen Ziele zu erreichen. Wir müssen Vertrauen in
unsere Analyse und unsere Strategie haben und diese Möglichkeiten nutzen, denn Zusammenar-
beitet bedeutet zwar weniger Kontrolle, aber mehr Einfluss.

11. Die Analyse sowie die Maßnahmen, die in dem Aktionsprogramm vorgeschlagen werden, geben
der IÖD klare Leitlinien vor. Die Einführung eines neuen, interaktiven Formats für einige Sitzun-
gen während des Kongresses in Durban wird es den dort vertretenen Mitgliedsorganisationen
erstmals ermöglichen, auf die Prioritätensetzung für das Programm und die Planung seiner Um-
setzung Einfluss zu nehmen.

12. Nach dem Kongress 2012 werden die regionalen und sektoralen Pläne aktualisiert werden, um
sie an das Aktionsprogramm anzupassen. Hieran werden die MitarbeiterInnen sowie die be-
schluss- und geschäftsführenden Organe der IÖD, z.B. die Regionalvorstände, mitwirken. Bei die-
ser Arbeit sollen die Chancen und Bedrohungen in jedem Sektor und jeder Region ermittelt wer-
den. Anschließend wird der Generalsekretär einen detaillierten, globalen Umsetzungsplan mit
klaren Verantwortlichkeiten und einer eindeutigen Zuweisung der Mittel erstellen; dieser Plan ist
dem Vorstand zur Genehmigung vorzulegen.
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2. Soziale Gerechtigkeit durch qualitativ hochwertige öffentliche Dienste
und Gewerkschaftsrechte
1. Die Internationale der Öffentlichen Dienste ist davon überzeugt, dass qualitativ hochwertige

öffentliche Dienste die Lebensqualität verbessern und grundlegend für die Schaffung von Gesell-
schaften sind, die von Gleichberechtigung geprägt, wohlhabend und demokratisch sind.

2. Mit qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten kann dafür gesorgt werden, dass Menschen
und Gemeinschaften aus dem Zustand der Unwissenheit, der Armut und der Vernachlässigung
herausgeführt werden. Sie bieten uns Sicherheit und ein Leben, das frei von Entbehrung und
Furcht ist, so dass wir unsere individuellen und kollektiven Ziele verwirklichen können. Qualitativ
hochwertige öffentliche Dienste bieten die grundlegende Stabilität und Infrastruktur sowie die
Investitionen, die für wirtschaftliches Wachstum vonnöten sind.

3. Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste lassen sich nicht ohne einen engagierten Einsatz ver-
wirklichen. Mächtige InteressenvertreterInnen sind der Ansicht, dass für Menschen nur diejeni-
gen Dienste erbracht werden sollten, die sie bezahlen können und dass die meisten öffentlichen
Dienste auf dem freien Markt am besten erbracht werden können. Andere wollen einfach nur ih-
ren Beitrag minimieren, um ihren Wohlstand und ihre Vorrechte zu bewahren.

4. Wohlstand und Macht sind weiterhin in den Händen einiger weniger konzentriert. Nach Ansicht
der IÖD verdienen die ArbeitnehmerInnen und ihre Familien einen gerechten Anteil am Wohl-
stand, den sie schufen, und sie haben Anspruch auf Unterstützung, wenn sie krank, arbeitslos, alt
oder gefährdet sind. Die Grundvoraussetzung dafür, dass jeder einen menschenwürdigen Le-
bensstandard hat, ist jedoch menschenwürdige Arbeit – und hierfür muss gesorgt werden. Die
IÖD ist überzeugt davon, dass die Regierungen mehr tun müssen, um Volkswirtschaften zu schaf-
fen, die allen eine Erwerbsarbeit bieten, die einer solchen nachgehen wollen.

5. Um den Kampf für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zu gewinnen, ist es erforderlich,
dass die Beschäftigten des öffentlichen Sektors stark und geeint sind. Die Beschäftigten des öf-
fentlichen Sektors müssen gewerkschaftlich organisiert und bereit sein, gemeinsam Maßnahmen
zu ergreifen. Die IÖD wird sich für das universelle Menschenrecht aller Beschäftigten des öffent-
lichen Sektors einsetzen, freie, unabhängige und demokratische Gewerkschaften zu bilden, die
Kollektivverhandlungen führen, und zwar unabhängig davon, in welchem Sektor die Beschäftig-
ten tätig sind, die sie vertreten. Um Sorge dafür zu tragen, dass sie diese Rechte erhalten und
behalten, müssen die Beschäftigten des öffentlichen Sektors in der Lage sein, ihre Arbeit nieder-
zulegen. Nach Ansicht der IÖD ist dies ein Menschenrecht – daher wird sie sich jedem Versuch
widersetzen, einem Beschäftigten oder einer Beschäftigten dieses Recht zu verweigern.

6. Wir müssen die öffentlichen Dienste überall und jederzeit gegen Angriffe verteidigen. Viele diese
Angriffe sind möglich, da die Beschäftigten nach Branchen sowie durch regionale und nationale
Grenzen getrennt und gezwungen sind, miteinander zu konkurrieren. Nach Ansicht der IÖD sind
starke, demokratische Regierungen, die in der Lage sind, diese übermäßig starken Kräfte auf na-
tionaler und internationaler Ebene in Schach zu halten, vonnöten, um die Rechte der Arbeitneh-
merschaft zu schützen. Den Gewerkschaften kommt beim Aufbau und der Erneuerung demokra-
tischer Gesellschaften eine entscheidende Rolle zu. Sie dürfen nie aufhören, nach Wegen zu su-
chen, um die Arbeiterklasse zur Mitwirkung und Mitsprache zu befähigen. Um den Kampf für
qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zu gewinnen und um für die Interessen aller Beschäf-
tigten einzutreten, ist es erforderlich, dass sich die Beschäftigten des öffentlichen Sektors und ih-
re Gewerkschaften mit anderen zusammenschließen.

7. Die IÖD muss den Angriffen mit glaubwürdigen Alternativen entgegentreten. Mächtige Interes-
senvertreterInnen sind grenzüberschreitend tätig, um privatwirtschaftliche, auf Gewinn ausge-
richtete Alternativen zu qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten zu fördern. Geschäftsin-
haber, multinationale Unternehmen, konservative politische Kräfte und viele VertreterInnen der
Medien und der akademischen Kreise bilden Vereinigungen, um eine eigene Ideologie zu verbrei-
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ten, die ihren Interessen dient. Diejenigen, die sich gegen qualitativ hochwertige öffentliche
Dienste aussprechen, bezeichnen diese als ineffizient, unflexibel und nicht länger tragbar. Die
IÖD befindet sich in einer idealen Situation, um diese Argumente zu widerlegen.

8. Um den Kampf für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zu gewinnen, ist es erforderlich,
dass die IÖD über ein klares, durchführbares Programm und ausgezeichnete Leitungs- und Füh-
rungsorgane verfügt und regelmäßig die Möglichkeit hat, aus den eigenen Erfahrungen und den
Erfahrungen ihrer Verbündeten zu lernen. Um den Kampf zu gewinnen, müssen die IÖD und ihre
Mitgliedsorganisationen das Programm optimal durchführen können.

9. Sowohl das geltende Mandat der IÖD als auch die im Jahr 2010 vom Rat der internationalen
Branchengewerkschaften angenommene Genfer Charta für qualitativ hochwertige öffentliche
Dienste bieten eine umfassende, wertvolle Plattform für Maßnahmen. Jedoch reagieren diejeni-
gen, die gegen qualitativ hochwertige öffentliche Dienste sind und die Rechte der Beschäftigten
aushebeln wollen, rasch. Seit dem Jahr 2007 hat sich die Welt in vielerlei Hinsicht sehr gewan-
delt. Um den Kampf für Arbeitnehmerrechte und qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zu
gewinnen, müssen wir die Bedrohungen und Chancen, die sich infolge des weltweiten Wandels
ergeben, erkennen und verstehen.

2.a Die Weltwirtschaft und das Gefüge der politischen Macht

1. Seit dem Jahr 2007 hat sich das weltwirtschaftliche Kräfteverhältnis erheblich gewandelt. Chinas
fortgesetzte Entwicklung und das Wachstum von Volkswirtschaften, z.B. Brasiliens, Russlands,
Indiens und Südafrikas, haben eine Verlagerung des Zentrums der weltweiten politischen und
wirtschaftlichen Macht weg von Europa und Nordamerika bewirkt. Dies hat zu einem grundle-
genden Wandel der Wirtschaft in den Regionen und der Welt geführt und wirkt sich auch auf die
IÖD aus.

2. In den Industrieländern des Nordens wurde die allerwichtigste Verlagerung durch die weltweite
Finanzkrise hervorgerufen. Die politischen Maßnahmen, die die im Norden gelegenen Länder
weithin befolgten und förderten, gipfelten in der Krise und der sich anschließenden Rezession.
Diese politischen Maßnahmen sahen die Verschlankung des Staates, die Deregulierung, die Priva-
tisierung, flexiblere arbeitsrechtliche Bestimmungen, weniger Gewerkschaften, Steuererleichte-
rungen für Unternehmen und die Wohlhabenden sowie Freihandelsabkommen vor, die den Staat
schwächten und Unternehmen größere Handlungsfreiheit gaben.

3. Diese politischen Maßnahmen hatten unweigerlich zur Folge, dass die ohnehin schon enorm
ungleichmäßige Verteilung des Wohlstands noch mehr zunahm, die durch den fortwährenden
Rückgang der Einkommen der Beschäftigten und der sozialen Umverteilung verursacht worden
war. Verschlimmert wurde die Situation noch dadurch, dass es aufgrund der unzulänglichen Re-
gulierung des Finanzsektors möglich war, enorme Geldsummen für Spekulationen zu verschwen-
den; dieses Geld wurde nicht für produktive Maßnahmen und zur Verbesserung der öffentlichen
Dienste eingesetzt. Wie zuvor der Weltwirtschaftskrise ging auch dieser Krise voraus, dass der
auf die Reichen entfallende Anteil der Einkommen zunahm, der Finanzsektor expandierte und die
Verschuldung deutlich anstieg.

4. Als dann die Blase platzte, behaupteten viele der größten Banken der Welt, dass ihre Insolvenz
eine Finanzkrise hervorrufen würde. Ungeachtet der enormen Gehälter, Gewinne und Bonuszah-
lungen im Bankensektor argumentierten sie, dass sie zu groß seien, um sie pleitegehen zu lassen.
Aus Furcht vor einem völligen wirtschaftlichen Zusammenbruch und starken sozialen Spannun-
gen retteten die Regierungen viele Banken, indem sie die Schulden übernahmen. Im Rahmen der
Bemühungen der Regierungen zur Refinanzierung der Schulden beschlossen sie, drastische Kür-
zungen in den öffentlichen Diensten vorzunehmen und die Systeme der sozialen Sicherheit abzu-
bauen, anstatt die Reichen und Wohlhabenden höher zu besteuern. Die Sparmaßnahmen brach-
ten das Wirtschaftswachstum genau zu dem Zeitpunkt zum Stillstand, als die Regierungen dieses
gebraucht hätten, um ihre Finanzen zu konsolidieren.
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5. Die Arbeitslosigkeit, die weltweit ohnehin schon hoch war, hat dramatisch zugenommen, insbe-
sondere in Europa und Nordamerika. Die Nachteile, die die Arbeitslosigkeit mit sich bringt, wir-
ken sich dauerhaft auf die betroffenen Personen und ihre Familien aus; Frauen, MigrantInnen
und junge Menschen sind am stärksten hiervon betroffen. Ferner wird mit der Arbeitslosigkeit
die Voraussetzung für reaktionäre politische Einstellungen wie Rassismus, Nationalismus, Migra-
tionsfeindlichkeit und religiöser Extremismus geschaffen. Wie die Krise gezeigt hat, muss die IÖD
dafür sorgen, dass die Schaffung nachhaltiger, menschenwürdiger Arbeitsplätze den Kern einer
jeden ökonomischen Planung bilden muss.

6. Das Ausmaß der Rezession war jedoch nicht überall in der Welt gleich. Länder, z.B. in Lateiname-
rika, die diese Vorgaben der neoliberalen Politik nicht so genau befolgten, überstanden die Re-
zession viel besser. Die Gefahren, die angesichts der Zahlungsunfähigkeit des argentinischen
Staates im Jahr 2001 heraufbeschworen wurden, sind nicht Wirklichkeit geworden und die ar-
gentinische Wirtschaft ist während der letzten fünf Jahre gewachsen – ohne die Auflagen, die der
IWF als Gegenleistung für die Gewährung von Krediten in anderen Teilen der Welt vorschrieb.
Brasilien ist inzwischen die siebtgrößte Volkwirtschaft und steht in der Rangfolge vor Frankreich
und Italien.

7. In China und Südostasien hat sich das schnellste, nachhaltigste Wirtschaftswachstum, das es in
der Welt jemals gab, auf breiter Basis fortgesetzt. Die chinesische Volkswirtschaft wird bald die
größte der Welt sein. Die schnelle Industrialisierung dieser Länder sorgt dort weiterhin für Wach-
stumsimpulse, während sich das Wirtschaftswachstum in den im Norden gelegenen Ländern ver-
langsamt hat. Kürzlich haben chinesische Staatsfonds begonnen, in den nördlichen Industrielän-
dern Vermögenswerte aufzukaufen.

8. Für die IÖD ergeben sich aus der Zunahme der ökonomischen und politischen Macht in Asien
mehrere Fragen: Wie sollen wir auf den Druck reagieren, dem die Gehälter ausgesetzt sind, da in
China, Indien und Indonesien binnen kurzer Zeit unzählige qualifizierte Arbeitskräfte verfügbar
sein werden? Was bedeutet es, dass das Wirtschaftswachstum in China offenbar (zumindest
kurzfristig) durch eine Regierung befördert wird, die nicht demokratisch ist? Während der näch-
sten fünf Jahre muss die IÖD eine Strategie zur Beantwortung dieser Fragen entwickeln.

9. In den meisten Entwicklungsländern hat der schnelle, weltweite Anstieg der Lebensmittelpreise
in den Jahren 2007 und 2008 weithin Not und Entbehrung hervorgerufen. Am schlimmsten hier-
von betroffen sind die schätzungsweise 1,1 Mrd. Menschen, die mit weniger als einem Dollar am
Tag auskommen müssen, sowie die annähernd eine Milliarde Menschen, die bereits vor der Krise
unter- oder mangelernährt war. Die Lebensmittelteuerung hat sich in mehreren Entwicklung-
sländern, in denen die Verbraucher häufig mehr als die Hälfte ihres Einkommens für Lebensmit-
tel aufwenden, beschleunigt. Der aktuelle, starke Anstieg der Lebensmittelpreise hat dazu ge-
führt, dass schätzungsweise 44 Mio. Menschen in Armut leben.

10. Über die Ursachen der Lebensmittelkrise streitet man sich noch, jedoch ist festzuhalten, dass die
zunehmende Globalisierung die Entwicklung der Preiszyklen im Bereich der Lebensmittel tenden-
ziell verschlimmert, da Lebensmittel stärker gehandelt werden. Dürren in den wichtigsten Wei-
zenanbauländern, geringe Getreidevorräte, zunehmende Spekulation, hohe Energiepreise, der
wachsende Fleischverbrauch und die Tatsache, dass 5% des weltweit angebauten Getreides zur
Herstellung von Biokraftstoffen verwendet werden – all dies ist nicht ohne Folgen geblieben. Die
Krise existiert, da die hohen Lebensmittelpreise die Menschen mit sehr geringen Einkommen ge-
troffen haben. Maßnahmen zur Erhöhung der Einkommen der Ärmsten der Welt würden sowohl
die Folgen des Preisanstiegs als auch die Preisschwankungen kompensieren.

11. In der ganzen Welt hat die zunehmende Konzentration des Wohlstands in den Händen einiger
weniger die Wirtschaft in den einzelnen Ländern und grenzüberschreitend verändert. Die durch
ökonomische Mittel bedingte, massive Konzentration politischer Macht ist vom amerikanischen
Doppelkontinent bis nach Russland und Europa sowie im Nahen Osten zu spüren; eine solche
Konzentration macht sich selbst bei den staatlichen Bürokraten in China bemerkbar. Es wird zu-
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nehmend schwieriger, aber auch immer dringlicher, die Regierungen in Anbetracht solcher
Machtverlagerungen zu Rechenschaft zu ziehen.

2.b Kürzungen in den öffentlichen Diensten

1. Die weltweite Wirtschaftskrise hat dazu geführt, dass die harten politischen Maßnahmen, die im
Regelfall vom Norden und Süden auferlegt werden, zunehmend auch in Europa und Nordamerika
angewandt werden. Um die Finanzmärkte, die die Ursache des Problems sind, zu beruhigen, ge-
hen die Kürzungen in den öffentlichen Dienste und ihr Ausverkauf an den privatwirtschaftlichen
Sektor weiter. Die jüngste Runde politischer Reformen in Ländern wie Griechenland, Spanien
usw. beinhaltete auch Kürzungen in den öffentlichen Diensten, den Abbau der Systeme der sozia-
len Sicherheit, die Kürzung von Renten und die Deregulierung des Arbeitsmarkts. Die Länder in
Osteuropa, die sich im Übergang zur Marktwirtschaft befinden, sind hiervon besonders stark be-
troffen.

2. Die Kürzungen der öffentlichen Ausgaben und die Ausweitung der Arbeitsmarktflexibilität haben
zusammen das Wirtschaftswachstum ausgehebelt. Es wird immer klarer, dass die Rezession
nunmehr als Ausrede dafür benutzt wird, politische Maßnahmen umzusetzen, mit denen das
Wohlstands- und Machtgefüge gefestigt wird und der Wohlstand von der arbeitenden Bevölke-
rung an die sehr Reichen umverteilt wird. Trotz der überaus kostspieligen Rettung privater Ban-
ken durch die Regierungen werden als Ursache der Rezession in den Medien immer häufiger die
Verschwendung und die zu hohen Ausgaben im öffentlichen Sektor genannt. Die Krise wird als
die Gelegenheit genutzt, um zum Angriff auf die Rechte der ArbeitnehmerInnen zu blasen, die
Gewerkschaften zu schwächen, die öffentlichen Dienste abzubauen, die für die Hilfe vorgesehe-
nen Haushaltsmittel zu kürzen und den öffentlichen Sektor in Verruf zu bringen.

3. Die Gewerkschaften hatten nur beschränkt Erfolg damit, die ArbeitnehmerInnen vor den Folgen
einer Krise zu schützen, die sie nicht verursacht hatten. Die Tatsache, dass ein Teil der Gewerk-
schaftsbewegung es versäumte, den Crash vorherzusehen, und es anderen Teilen der Gewerk-
schaftsbewegung nicht gelang, in wirkungsvoller Weise Alarm zu schlagen, sollte die Gewerk-
schaftsbewegung weltweit nachdenklich stimmen.

4. Während der letzten 30 Jahre haben mächtige, private InteressenvertreterInnen Ideologien kon-
zipiert und verbreitet, mit denen sie die Regierungen und die ArbeitnehmerInnen weltweit davon
zu überzeugen suchten, dass die Maßnahmen der neoliberalen Politik im Interesse aller seien.
Die Weltbank, der Internationale Währungsfonds und andere Finanzinstitute haben hierbei eine
negative Rolle gespielt, indem sie z.B. zur Auflage machten, dass die öffentlichen Dienste privati-
siert und Kürzungen in den öffentlichen Diensten vorgenommen werden. Wenn wir mit unserem
Kampf Erfolg haben wollen, müssen die IÖD und die weltweite Gewerkschaftsbewegung mit
glaubwürdigen Alternativen aufwarten und in der Lage sein, die Menschen davon zu überzeugen,
dass unser Anliegen in ihrem Interesse ist. Wir müssen wieder auf die soziale Gerechtigkeit als
obersten Zweck des menschlichen Handelns setzen.

5. Die IÖD hat sich mit Erfolg für alternative Ansätze eingesetzt. Die IÖD-Mitgliedsgewerkschaft
Public Utility Workers' Union of TUC (PUWU), spielte eine bedeutende Rolle dabei, dass ein auf
fünf Jahre angelegter Verwaltungsvertrag für ein großes Wasserversorgungswerk in Ghana ge-
kündigt wurde; (mit dem Vertrag war quasi eine öffentlich-private Partnerschaft errichtet wor-
den). Indem wir unsere Mitglieder mobilisieren, Druck am Arbeitsplatz ausüben und uns mit un-
seren Verbündeten in der Zivilgesellschaft verständigen, können wir wirkungsvolle Kampagnen
durchführen.

6. Fälle wie der in Ghana, die Rekommunalisierung von Eau de Paris im Januar 2010 und die Arbeit
in Lateinamerika zur Förderung öffentlich-öffentlicher Partnerschaften zeigen der Öffentlichkeit,
dass wir privatisierte Dienste zurückerobern können.
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2.c Die Arbeitnehmerrechte im öffentlichen Sektor

1. Der Ausgang unseres Kampfes dafür, einen gerechten Anteil am Reichtum in der Welt zu erlan-
gen, hängt von unserer Fähigkeit zum gewerkschaftlichen Organisieren ab. Mächtige Kräfte, die
ihren Wohlstand und ihre Vorrechte wahren wollen, werden jede Gelegenheit nutzen, um uns
unsere Rechte zu verweigern. Während der letzten fünf Jahre hat der Kampf um die Arbeitneh-
merrechte im öffentlichen Sektor erheblich zugenommen.

2. In vielen Teilen der Welt werden die Gewerkschaftsrechte der Beschäftigten der öffentlichen
Dienste weiterhin durch solche Mitteln wie regelrechte Verbote, die Aberkennung, Beschränkun-
gen, die eklatant missbräuchliche Verwendung des Begriffs „wesentliche Dienste“ und sogar Ge-
walt gegen Beschäftigte und Einschüchterung von Beschäftigten der öffentlichen Dienste, die in
Gewerkschaften aktiv sind, verletzt. Kolumbien ist für GewerkschafterInnen nach wie vor der ge-
fährlichste Ort der Welt: 49 GewerkschafterInnen wurden dort im Jahr 2010 getötet. In Swasi-
land hat die Regierung den neu gegründeten Gewerkschafsdachverband des Landes, Trade Union
Congress of Swaziland (TUCOSWA), im Register gelöscht und die Führungskräfte verhaftet, da sie
eine friedliche Demonstration planten.

3. Die Beschäftigten des öffentlichen Sektors haben Anspruch auf Arbeitsplätze, die frei von Unfall-
und Infektionsgefahren sind. Es muss laufend dafür gesorgt werden, dass die Beschäftigten, in-
sbesondere diejenigen in den Gesundheits- sowie den Rettungs- und Katastrophenschutzdiens-
ten, ausreichend geschult und ausgerüstet werden, vor allen Dingen in Afrika, wo es nach wie vor
eine AIDS-Epidemie gibt. Die IÖD wird die Beschäftigten des öffentlichen Sektors und die Mit-
gliedsorganisationen bei ihren Bemühungen um den Zugang zu gesunden und sicheren Arbeits-
plätzen im Rahmen ihrer branchenbezogenen Arbeit unterstützen.

4. Die Weltwirtschaftskrise hat u.a. zur Folge, dass die Angriffe auf die Gewerkschaften des öffentli-
chen Sektors in Europa und Nordamerika intensiver geworden sind – in ihrer Art, in ihrem Um-
fang und in ihrer Häufigkeit. Die Staatsverschuldung wird nicht nur genutzt, um die Arbeitskosten
zu senken, sondern auch, um gegen die Arbeitnehmerrechte vorzugehen. Der Washington-
Konsens, der seit Jahrzehnten in den Entwicklungsländern in Afrika, Asien und Lateinamerika zum
Tragen kam, wird nunmehr weltweit angewandt. Immer häufiger werden Länder in Europa, z.B.
Griechenland und Portugal, gezwungen, die Arbeitsmärkte zu deregulieren und die Rechte der
Gewerkschaften des öffentlichen Sektors zu beschneiden, um Notkredite zu erhalten. Die Regie-
rungen von U.S.-amerikanischen Bundesstaaten, z.B. von Wisconsin, nutzen die Krise, um gegen
die öffentlichen Dienste und die Beschäftigten des öffentlichen Sektors vorzugehen.

5. Nur wenige Menschen sahen die Veränderungen voraus, die sich kürzlich im Nahen Osten und in
Nordafrika ereigneten. Die Angriffe gegen die Diktatoren, die schon so lange im Amt sind bzw.
waren, bringen möglicherweise Chancen und Vorteile mit sich. Jedoch bezahlen viele Menschen
hierfür mit ihrem Leben, und in vielen Fällen ist längst nicht klar, wie die Sache ausgehen wird;
dies gilt insbesondere für die Belange der Frau. Häufig standen die Gewerkschaftsbewegungen
bei den Kämpfen in diesen Ländern im Mittelpunkt, in anderen Ländern hingegen haben sich
Gewerkschaften, die bislang linientreu waren, der neuen Bewegung angeschlossen.

6. Zur Festigung der demokratischen Errungenschaften, die der arbeitenden Bevölkerung zum Vor-
teil gereichen, sind starke, unabhängige und geeinte Gewerkschaften vonnöten. Die IÖD und die
weltweite Gewerkschaftsbewegung spielen eine wichtige Rolle dabei, unseren Brüdern und
Schwestern in der Region zu helfen, jedoch waren sie nicht immer schnell und flexibel genug, um
Sorge dafür zu tragen, dass die Hilfe in optimaler Weise geleistet wurde. Die IÖD und ihre Mitg-
liedsorganisationen müssen im Hinblick auf ihr Engagement in der Region für eine klare Prioritä-
tensetzung sowie dafür sorgen, dass sie über die Kapazität verfügen, um sich den derzeitigen und
künftigen Herausforderungen zu stellen.

7. Die IÖD wird außerdem grundsätzlich und generell festlegen müssen, wie – und möglicherweise
ob – sie sich für die gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmerschaft in Ländern einsetzt, in de-
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nen Gewerkschaften zwar im Entstehen begriffen sind, aber ihre Unabhängigkeit noch nicht er-
langt haben. Wir müssen festlegen, wie wir Sorge dafür tragen wollen, dass die Gewerkschaften,
die sich um die Belange der Beschäftigten der öffentlichen Dienste kümmern, gut organisiert sind
und an der Ausgestaltung der Zukunft der betreffenden Länder mitwirken.

8. In Bezug auf China stellt sich diese Frage ganz besonders. Während der nächsten Jahre muss die
IÖD festlegen, wie sie sich um die größte nationale Arbeitnehmerschaft weltweit kümmern will,
da doch die chinesischen Gewerkschaften weiterhin zu einem großen Teil unter staatlicher Kont-
rolle stehen.

9. In anderen Teilen der Welt geht es vordringlich um die Aufgabe, die Gewerkschaftsrechte fest zu
verankern. Im Zuge des Entstehens neuer Industrieländer werden auch die Beschäftigten dort ih-
re Arbeitnehmerrechte einfordern. In Russland und Osteuropa sind die Gewerkschaftsrechte
schwach ausgeprägt. Viele Länder in Osteuropa sind anfällig für vom IWF auferlegte Lösungen,
die dann bedingen, dass gegen die Arbeitnehmerrechte vorgegangen wird. In den Schwellenlän-
dern in Südostasien und der arabischen Welt gibt es kaum Gewerkschaftsrechte – und wenn es
welche gibt, so sind sie häufig bedroht oder werden nicht durchgesetzt.

10. Der Kampf für die Gewerkschaftsrechte im öffentlichen Sektor ist ein Hauptanliegen der IÖD, die
diesbezüglich viele Erfolge verbuchen kann. Im Bundesstaat Wisconsin der Vereinigten Staaten
von Amerika sammelten Gewerkschaften mehr als eine Million Unterschriften, um den Rücktritt
des Gouverneurs zu bewirken, der strenge gewerkschaftsfeindliche Gesetze erlassen hatte. In der
Türkei, wo die Gewerkschafsrechte der Beschäftigten des öffentlichen Sektors nach dem Gesetz
erheblich beschränkt sind, wird gegen den Gewerkschaftsbund für den öffentlichen Sektor, KESK,
häufig aufgrund vager, fadenscheiniger Beschuldigungen im Zusammenhang mit dem Begriff
„Terrorismus“ vorgegangen”. Riesige Solidaritätsbekundungen unter Führung der IÖD trugen zur
Freilassung von Meryem Özsögut, einem Mitglied der für die Gesundheitsdienste zuständigen
Gewerkschaft SES, die im Jahr 2008 mehr als acht Monate im Gefängnis verbrachte, sowie von
Ferit und Bestas Epözdemir, Mitglieder der für die kommunalen Beschäftigten zuständigen Ge-
werkschaft Tüm Bel Sen, bei.

11. Das Recht auf gewerkschaftliches Organisieren, das Vereinigungsrecht, das Recht zu Kollektivver-
handlungen und das Streikrecht sind nicht verhandelbar. Wir müssen den Kampf dorthin tragen,
wo uns diese Rechte verweigert werden und wo gegen sie vorgegangen wird. Hierbei kommt es
sehr auf die internationale Solidarität an, denn in einer globalisierten Welt ist eine Verletzung,
die einem Einzelnen zugefügt wird, eine Verletzung, die allen zugefügt wird. Die gewerkschaftli-
che Entwicklungsarbeit wird eine wichtige Rolle spielen und es kommt entscheidend auf unsere
laufende Arbeit zur Unterstützung von Gewerkschaften in Osteuropa, Afrika, Asien und dem Na-
hen Osten an: Sie muss unbedingt fortgesetzt werden.

2.d Die zunehmende Infragestellung der Globalisierung

1. Mit der Verlagerung der Wirtschaftsmacht geht einher, dass die wirtschaftspolitischen Maßnah-
men im Rahmen des Washington-Konsenses1 infrage gestellt werden. So schlimm die Finanzkrise
auch ist, sie hat bewirkt, dass die neoliberale Agenda nunmehr mit viel größerer Skepsis betrach-
tet wird. Es wächst die Einsicht, dass die Globalisierung nicht ohne Risiko ist und Verlierer her-
vorbringt und dass sie in ihrer derzeitigen Ausprägung die Ärmsten trifft, den Reichsten hingegen
zum Vorteil gereicht. Im Rahmen von Bewegungen wie Occupy und Los Indignados2 wurde viel
über sie diskutiert und sie wurde oft kritisiert. Diese veränderte Sichtweise birgt Chancen für die
Arbeitnehmerschaft und die Gewerkschaften in der ganzen Welt.

1 Dieser „Konsens“ bezeichnet eine wirtschaftliche und politische Orientierung, die auf dem Primat des Marktes beruht, für
den sich auch IWF und Weltbank einsetzen.
2 Gewaltlose Protestbewegungen, die im Jahr 2011 einsetzten und sich global verbreiteten. Sie fordern Moralisierung der
Finanzgebaren, soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit.
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2. Die IÖD und ihre Verbündeten haben hart gearbeitet, um die überaus fragwürdige Zunahme des
Wohlstandsgefälles aufzuzeigen. Die Neuauflage der Kampagne Hochwertige Öffentliche Dienste
– Jetzt handeln! in Form der Genfer Charta für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste war
hierfür sehr wichtig. Indem die IÖD darin für kohärente Zielsetzungen und eine klare Strategie
sorgte sowie einen Tätigkeitsschwerpunkt festlegte, hat sie sich als Anführerin der Gewerk-
schaftsbewegung, die sich für den öffentlichen Sektor einsetzt, etabliert. Es ist hervorzuheben ,
dass an der Konferenz, in der die Charta ausgearbeitet wurde, IÖD-Mitgliedsorganisationen,
internationale Branchengewerkschaften des privaten und des öffentlichen Sektors, die Zivilge-
sellschaft, akademische Kreise und andere InteressenträgerInnen teilnahmen, damit die Kam-
pagne eine breite Unterstützung findet und von vielen mitgetragen wird. Auf diese Weise war
dafür gesorgt, dass der Rat der internationalen Branchengewerkschaften die Charta befürworte-
te. Die Unterlagen der Kampagne Hochwertige Öffentliche Dienste - Jetzt handeln! können über
die Website www.QPSActionNow.org jederzeit von den Mitgliedsorganisationen, den Mitglie-
dern und den AktivistInnen abgerufen werden.

3. Die neu aufgelegte Kampagne ermöglicht es uns, flexibel auf Chancen einzugehen. Über die
internationalen Branchengewerkschaften konnten wir Maßnahmen koordinieren und eng mit
interessierten Mitgliedsorganisationen sowie Organisationen der Zivilgesellschaft zusammenar-
beiten, um weltweit um Unterstützung für die Finanztransaktionssteuer zu werben. Die Vertre-
tung der IÖD in Europa, der EGÖD, hat sich wegweisend für das Konzept der Steuergerechtigkeit
eingesetzt.

4. Zwar gibt es die Finanztransaktionssteuer noch nicht, jedoch wird die Diskussion hierüber nicht
länger am Rande geführt. Als Reaktion auf den wachsenden Druck, eine solche Steuer einzufüh-
ren, sind der internationale Finanzsektor und seine Verbündeten gezwungen, andere Wege zur
Besteuerung von Finanzinstituten vorzuschlagen. So regte die Weltbank beispielsweise kürzlich
an, die Gewinne oder Umsätze im Finanzsektor ins Auge zu fassen.

5. Die Früchte dieser neuen Sichtweise weiterhin zu ernten, muss nunmehr für die IÖD vordringlich
sein. Wir müssen weiterhin Druck auf die PolitikerInnen und staatlichen Stellen im Land ausüben.
Wir müssen die Regierungen von Ländern und die internationalen Institutionen zur Rechenschaft
ziehen.

6. Es gibt sechs Hauptbereiche, in denen die IÖD Lehren aus den jüngsten wirtschaftlichen Verände-
rungen in der ganzen Welt ziehen und entsprechend reagieren muss. Die IÖD muss

 die Zusammenarbeit mit den Mitgliedsorganisationen zur Abwehr der Angriffe auf die Ar-
beitnehmerrechte und die öffentlichen Dienste fortsetzen;

 mit anderen globalen Akteuren zwecks Aufdeckung der Schwachstellen und Mängel des vor-
herrschenden Wirtschaftssystems zusammenarbeiten;

 sich federführend der Aufgabe stellen, die Unterstützung für qualitativ hochwertige öffentli-
che Dienste wieder aufzubauen;

 Sorge dafür tragen, dass angemessene Maßnahmen ergriffen werden, um endlich weltweit
ein Wirtschaftswachstum anzukurbeln, bei dem die Schaffung von Arbeitsplätzen, Investitio-
nen in öffentliche Dienste und die Umverteilung des Wohlstands Vorrang haben und mit dem
aufgezeigt wird, dass die derzeitigen Sparmaßnahmen töricht sind;

 ihrer Aufgabe gerecht werden, indem sie Sorge dafür trägt, dass die spezifischen Ursachen
der Finanzkrise behoben werden, damit die Arbeitnehmerschaft nie wieder unter einer sol-
chen Krise leiden muss;

 gemeinsam mit der weltweiten Gewerkschaftsbewegung eine Antwort auf die Frage finden,
wie man künftig besser auf eine solch üble Problematik reagieren kann. Die IÖD muss ihre
Sichtweise besser vermitteln, mit ihren Verbündeten besser zusammenarbeiten sowie flexib-
ler und schneller auf sich ändernde Gegebenheiten reagieren. Die IÖD muss außerdem neue
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Wege finden, um sich zu engagieren, und den Mitgliedsorganisationen helfen, dies ebenfalls
zu tun.

2.e Die Veränderung der globalen und regionalen Institutionen

1. Die vorstehend dargelegten Verlagerungen haben auch die globalen und regionalen Institutionen
zu einer Veränderung gezwungen. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) und die Gruppe der acht größten Industrienationen der Welt (G-8) sind nicht
länger für alle wichtigen Akteure in der Welt repräsentativ. Die Weltwirtschaftskrise hat gezeigt,
dass die Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer (G-20) besser für die
Probleme der Weltwirtschaft gerüstet ist als die OECD oder die G-8. Auf der 15. Tagung der Kon-
ferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der VN über Klimaänderungen
(COP 15) wurde sehr deutlich, dass der Norden nicht in der Lage ist, einen allgemeinen Konsens
herbeizuführen; er braucht nunmehr die aktive Mitwirkung der Entwicklungsländer. Der Sicher-
heitsrat und die Generalversammlung der VN werden offenbar immer anfälliger für Verzöge-
rungstaktiken, und die Weltbank sowie der Internationale Währungsfonds sind gezwungen, ihre
Verfahren der Entscheidungsfindung zu prüfen. Die Doha-Verhandlungsrunde der Welthandels-
organisation ist zum Stillstand gekommen.

2. Die globalen Institutionen sind gezwungen, sich in umfassender und integrativer Weise mit den
Themen zu befassen und sich auch den Führungs- und Verwaltungsfragen zu widmen, die sich
dann stellen. Bis diese Veränderung abgeschlossen ist und möglicherweise auch noch danach
werden die regionalen Institutionen an Bedeutung gewinnen. Regionale Wirtschaftsblöcke, z.B.
der Verband südostasiatischer Nationen (ASEAN), gewinnen an Bedeutung und wichtige Han-
delsübereinkommen werden nunmehr eher innerhalb und zwischen regionalen Blöcken ge-
schlossen. Hervorgerufen durch die Kürzungen der Haushaltsmittel, die für die Hilfe vorgesehen
sind, gewinnen außerdem regionale Entwicklungsbanken wie die asiatische und die südamerika-
nische Entwicklungsbank an Bedeutung.

3. Angesichts dieser Veränderungen konnte die IÖD Erfolge verbuchen. Im Juli 2010 nahm die Ge-
neralversammlung der VN eine Resolution an, in der sie erklärt, dass der Zugang zu sauberem
Wasser und zur Abwasserbeseitigung ein Menschenrecht ist. Die IÖD hat mit ihrer Wasserkam-
pagne hierzu beigetragen. Im Rahmen einer umfassend konzipierten Kampagne von AktivistIn-
nen, GewerkschafterInnnen und fortschrittlichen Regierungen hat die IÖD eine wichtige Rolle bei
den erfolgreich verlaufenen, nationalen Mobilisierungsmaßnahmen gespielt, mit denen bewirkt
werden sollte, dass das Recht auf Wasser in Staatsverfassungen verankert wird.

4. Das Recht auf Wasser ist nunmehr in mehr als 30 Ländern gesetzlich geschützt. Als deutlichstes
Beispiel für diesen Erfolg sei Uruguay genannt, wo die Wassergewerkschaft Federación de Fun-
cionarios de Obras Sanitarias del Estado (FFOSE) das nationale Referendum und die sich an-
schließende politische Kampagne, mit denen das Recht auf Wasser, das öffentliche Eigentum am
Wasser und die öffentliche Verwaltung des Wassers in der Verfassung verankert werden sollen,
zum Erfolg führte.

5. Weltweit werden Volksabstimmungen immer beliebter, teilweise um der Vereinnahmung der
Regierungen durch Unternehmen entgegenzuwirken und um mit den Haushaltszwängen, die von
externen Stellen vorgeschrieben werden, fertig zu werden. Das jüngst in Italien durchgeführte
Referendum, bei dem sich 96% der Wähler gegen die Privatisierungsgesetze der Regierung aus-
sprachen, war das Resultat einer wirksamen Kampagne der FP-CGIL und der großen italienischen
Bewegung für Wassergerechtigkeit. Wie diese Erfolge zeigen, wird es immer wichtiger, dass die
IÖD die Mobilisierungsmaßnahmen zwischen der Zivilgesellschaft und den Gewerkschaften gren-
züberschreitend koordiniert, damit die rechtliche Anerkennung herbeigeführt und dann die Um-
setzung überwacht und gefördert wird.

6. Trotz unserer Erfolge ist die allgemeine Entwicklung für die Gewerkschaftsbewegung besorgnis-
erregend, da sie ein Interesse daran hat, grenzüberschreitend Standards zu schaffen. Vor dem
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Hintergrund dieser allgemeinen Entwicklung sind zumindest größere Anstrengungen vonnöten,
um die Tätigkeit mehrerer Institutionen zu verfolgen und deren Aufmerksamkeit zu gewinnen. Im
schlimmsten Fall könnten aufgrund dieser allgemeinen Entwicklung die Versuche fehlschlagen,
eine internationale Regelung zu schaffen, die sowohl den ArbeitnehmerInnen im Norden als auch
den ArbeitnehmerInnen im Süden zum Vorteil gereicht. Die IÖD wird ihren Aufbau, ihre Fähigkei-
ten und ihre Eignung, sich an die verändernden Gegebenheiten anzupassen, erneut prüfen müs-
sen, wenn sie mit der Entwicklung Schritt halten will. Die IÖD wird gemeinsam mit ihren Mit-
gliedsorganisationen grundsätzlich klären müssen, wie sie die knappen Mittel aufteilen will, um
sich so in Stellung zu bringen, dass sie auf das sich verändernde Machtgefüge in der Welt Einfluss
nehmen kann.

2.f Ein neues Bewusstsein für die Jugend

1. Der jüngste, weltweite Wandel hat sich erheblich auf junge Menschen ausgewirkt, die in uner-
warteter Weise hierauf reagieren.

2. Auf junge Menschen entfällt ein unverhältnismäßig hoher Teil der Arbeitslosen; junge Menschen
haben wenig Berufserfahrung, befinden sich häufig in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen
und wissen oft nicht, welche Rechte sie haben. In vielen Ländern sind neu eingestellte Beschäf-
tigte überproportional von den Sparmaßnahmen, z.B. Rentenkürzungen sowie Kürzungen der
Mittel für die Bildung und für andere soziale Leistungen, betroffen. Junge Menschen sind sich der
Folgen der Umweltzerstörung sehr wohl bewusst, sie akzeptieren neue Technik oft frühzeitig und
nutzen sie auf kreative Weise und sie haben oft keine Scheu, ihren Protest kundzutun.

3. Junge Menschen stehen an vorderster Front einer Vielzahl neuer gesellschaftlicher Phänomene,
die weltweit Aufmerksamkeit erregen, z.B. der Bewegungen Occupy und Los Indignados. Junge
Menschen stehen seit langem an vorderster Front gesellschaftlicher Bewegungen in Afrika und
Lateinamerika und in jüngster Zeit spielten sie eine zentrale Rolle in den Aufständen im Nahen
und Mittleren Osten sowie in Nordafrika.

4. Die Gewerkschaftsbewegung muss mehr tun, um die Jugendbewegungen zu antizipieren und
junge Beschäftigte für sich zu gewinnen. Viele Gewerkschaften haben eine alternde Mitglieder-
schaft, was zum Teil darauf zurückzuführen ist, dass junge Menschen nicht Mitglied werden und
von Gewerkschaftsarbeit nichts wissen wollen. Es geht nicht bloß darum, dass sich die IÖD mit
den Belangen der Jugend befasst; vielmehr muss die IÖD die Jugend in ihre Belange einbinden.
Zu diesem Zweck muss jungen Menschen Gelegenheit zur Diskussion über ihre Erfahrungen ge-
geben werden, aber das allein wird nicht genügen: Das Vorhaben wird nur gelingen, wenn sie
außerdem auf allen Ebenen der Bewegung gefördert und betreut und in die gesamte Gewerk-
schaftsarbeit integriert werden. Je näher am Arbeitsplatz dies geschieht, desto wichtiger wird es.

5. In vielen Teilen der Welt hat die Jugendarbeitslosigkeit ein solch katastrophales Ausmaß erreicht,
dass die IAO von einer „verlorenen Generation“ spricht. Die Folgen hiervon werden langfristig zu
spüren sein, auch in Form der potenziellen Entrechtung einer ganzen Generation.

2.g Die soziale Grundsicherung

1. Die Initiative des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der VN zugunsten
einer sozialen Grundsicherung (Social Protection Floor) stellt eine der wichtigen Chancen dar, die
sich aus der Tatsache ergeben haben, dass die Nachteile der Globalisierung immer deutlicher
werden. Diese Initiative, an der auch die IAO und die WHO federführend beteiligt sind und an der
17 weitere Einrichtungen, darunter die internationalen Finanzinstitute mitwirken, umfasst eine
Reihe integrierter Strategien, mit denen weltweit ein Zugang zu grundlegenden Ansprüchen im
Rahmen der sozialen Sicherheit und zu Transferleistungen geschaffen werden soll.

2. Nach Angaben der Beratergruppe der IAO, die für das Thema der sozialen Grundsicherung zu-
ständig ist, umfasst diese die folgenden Garantien:
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• ein Grundeinkommen in Form verschiedener sozialer Transferleistungen (Geld oder Sachleis-
tungen), z.B. Renten für alte und behinderte Menschen, Kindergeld, Leistungen zur Einkom-
menssicherung und/oder Beschäftigungsgarantien sowie Dienste für die Arbeitslosen und die
erwerbstätigen Armen;

• den universellen Zugang zu erschwinglichen, wesentlichen sozialen Diensten in den Berei-
chen Gesundheitsversorgung, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, Bildung, Ernäh-
rungssicherheit und Wohnungswesen sowie in anderen Bereichen, die gemäß der nationalen
Schwerpunktsetzung festzulegen sind.3

3. Die soziale Grundsicherung ist eine der vier Säulen der Agenda für menschenwürdige Arbeit und
sie bildet den Kern des globalen Beschäftigungspaktes. Der Begriff „soziale Grundsicherung“
(oder „soziales Basisschutzniveau“, wie die VN es bezeichnen) verweist darauf, dass die einzelnen
Länder das Konzept an die jeweiligen Gegebenheiten anpassen sollen. Den Berechnungen ver-
schiedener VN-Organisationen zufolge ist die soziale Grundsicherung in Form von sozialen Trans-
ferleistungen weltweit auf praktisch allen Stufen der wirtschaftlichen Entwicklung erschwinglich,
selbst dort, wo die notwendige Mittelausstattung noch fehlt.

4. Bis der IÖD-Kongress zusammentritt, wird auch die internationale Arbeitskonferenz (ILC) getagt
haben, um festzulegen, welche Maßnahmen zur Förderung des Konzepts der sozialen Grundsi-
cherung ergriffen werden sollen. Zur Umsetzung dieses Konzepts wird es entscheidend auf die
Mitwirkung des öffentlichen Sektors ankommen. Ein wichtiger Schwerpunkt wird für die IÖD dar-
in bestehen, Sorge dafür zu tragen, dass im Rahmen der sozialen Grundsicherung Leistungen für
die erwerbstätigen Armen in der Welt erbracht werden, und dass ihre Kampagne Hochwertige
Öffentliche Dienste - Jetzt handeln! hierdurch Auftrieb erhält.

2.h Das wachsende Bewusstsein dafür, dass Korruption und eine verantwortungslo-
se Staatsführung die Entwicklung hemmen

1. In den letzten fünf Jahren erkannten immer mehr Menschen, dass Korruption und eine verant-
wortungslose Staatsführung die wirtschaftliche und soziale Entwicklung erheblich behindern. In
einigen Fällen ist die Korruption in ihren verschiedenen Ausprägungen (Bestechung, Erpressung,
Bedrohung) offensichtlich, in anderen Fällen geschieht sie mehr im Verborgenen: Gefallen für die
Familie oder Freunde, Spenden an politische Parteien und der bevorzugte Zugang zu Informatio-
nen. In allen Fällen untergräbt die Korruption die Demokratie und sie behindert den gleichbe-
rechtigten Zugang zu staatlichen Diensten und zum Wirtschaftswachstum. Darüber hinaus för-
dert Korruption im öffentlichen Beschaffungswesen die Infiltration der öffentlichen Dienste
durch kriminelle Organisationen.

2. Ein sachkundiger öffentlicher Dienst, der über eine kompetente, öffentliche Verwaltung verfügt,
hat dem schädlichen Einfluss derjenigen, die mit nackter Gier nach Reichtum streben, etwas ent-
gegenzusetzen. Durch Initiativen wie derjenigen zugunsten der sozialen Grundsicherung wächst
die Einsicht, dass qualitativ hochwertige öffentliche Dienste für die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung sehr wichtig sind.

2.i Klimawandel und nachhaltige Entwicklung

1. Eine der größten Bedrohungen für den Frieden und den Wohlstand in der Welt ist das Ausmaß, in
dem der Mensch durch sein Handeln das Klima verändert. Da diesbezüglich unter den Wissen-
schaftlerInnen fast Einigkeit herrscht, ist seit dem Jahr 2007 auch in der Öffentlichkeit weltweit
sprunghaft die Einsicht gewachsen, dass etwas geschehen muss, um eine nachhaltige Entwick-
lung herbeizuführen. Aufgrund der Unvollkommenheit der Marktwirtschaft und der Habgier von

3 QUELLE: Bericht der unter dem Vorsitz von M. Bachelet stehenden IAO-Beratungsgruppe mit dem Titel „Social Protection
Floor for a Fair and Inclusive Globalization” (soziale Grundsicherung für eine gerechte und integrative Globalisierung),
http://www.ilo.org/global/publications/ilo-bookstore/order-online/books/WCMS_165750/lang--en/index.htm.
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Unternehmen hat der Konsens bedauerlicherweise bislang noch nicht zu durchgreifenden Maß-
nahmen auf weltweiter Ebene geführt.

2. Das Entstehen einer neuen weltweiten Bewegung, die den Klimawandel einzudämmen und eine
nachhaltige Entwicklung zu fördern sucht und die viele Werte mit der Gewerkschaftsbewegung
gemein hat, bietet wichtige Möglichkeiten für strategische Bündnisse. Aber trotzdem die Ge-
werkschaften ein schnelles Handeln für notwendig halten, ist es nicht einfach, unter ihnen einen
Konsens über Maßnahmen in verschiedenen Wirtschaftszweigen und Ländern herbeizuführen;
die entsprechenden Bemühungen dauern an.

3. Der Plan der IÖD für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste
3.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste die Grundlage einer gerechten Gesellschaft und einer
tragfähigen Wirtschaft sind;

b) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste unsere Gemeinschaften und Volkswirtschaften wider-
standfähiger gegen einen wirtschaftlichen Abschwung und gegen Katastrophen machen;

c) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste wesentlich sind, um Menschen zu schützen, wenn sie
krank, erwerbslos, arbeits-oder erwerbsunfähig, alt oder anfällig sind;

d) für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste Mittel bereitgestellt werden sollten, die im Wege
einer progressiven Besteuerung erhoben werden, da mit solchen Diensten gewährleistet ist, dass
alle Menschen ohne Unterschied und auf der Grundlage durchsetzbarer Rechte hierzu Zugang
haben;

e) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste in der öffentlichen Hand sein müssen, um universell
verfügbar und gleichberechtigt zugänglich zu sein;

f) die Fremdvergabe und die Privatisierung die demokratische Kontrolle untergraben, die Fähigkeit,
auf den Bedarf einer Gemeinschaft zu reagieren, verringern, die Qualität der Dienstleistungen
beeinträchtigen und langfristig die Bereitstellung qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste
verteuern;

g) für das Erbringen qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste Beschäftigte des öffentlichen Sek-
tors vonnöten sind, die geschult, motiviert und ausreichend bezahlt sind und deren Arbeitsplätze
frei von Unfall- und Infektionsgefahren wie HIV/AIDS sind;

h) das Erbringen qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste voraussetzt, dass die Beschäftigten
des öffentlichen Sektors nicht der Belästigung, der Einschüchterung oder der Diskriminierung
ausgesetzt sind und dass ihnen die grundlegenden Arbeitnehmerrechte wie das Vereinigungs-
recht, das Streikrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen nicht verwehrt werden;

i) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste eine ausgezeichnete Staatsführung erfordern, die frei
von Korruption, Schattenwirtschaft, Steuerflucht und offen für die genaue Prüfung durch unab-
hängige Medien ist.

j) das Erbringen qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste eine ausgezeichnete öffentliche Ord-
nung und Verwaltung sowie ein ausgezeichnetes Diensteangebot voraussetzt – nur so können sie
effizient, transparent, demokratisch und rechenschaftspflichtig sein;

k) die Beschäftigten des öffentlichen Sektors in der Lage sein müssen, staatliche Stellen zu beraten
und Fälle von Korruption ohne Ansehen der Person zu melden;

l) die Gewerkschaften eine wichtige Rolle beim Aufbau und bei der Erneuerung demokratischer
Gesellschaften spielen und dass sie niemals aufhören dürfen, nach neuen Wegen zu suchen, um
diejenigen zur Mitsprache und Mitwirkung zu befähigen, die auf qualitativ hochwertige öffentli-
che Dienste angewiesen sind;
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m) die Gewerkschaften gut positioniert sind, um die Korruption zu bekämpfen, und dass sie daher
selbst frei von Korruption sein müssen.

3.2 Die IÖD stellt fest, dass

a) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste für die Zukunftsfähigkeit einer Volkswirtschaft ent-
scheidend sind, da sie die öffentliche Infrastruktur bereitstellen, die Voraussetzungen für For-
schung und Innovation schaffen, über gesunde, qualifizierte Belegschaften verfügen sowie ein
robustes, stabiles und integratives Justizwesen und robuste, stabile und integrative Regulierungs-
institutionen vorsehen. Die IÖD stellt des Weiteren fest, dass Regierungen diese Bemühungen
häufig fördern, wenn sie nach Anlegern suchen;

b) in einigen der am schnellsten wachsenden, größten Volkswirtschaften der Welt der betreffende
Staat sehr stark eingreift;

c) die Fremdvergabe und die Privatisierung der öffentlichen Dienste häufig benutzt werden, um die
Gehälter und Löhne zu drücken, die Arbeitsbedingungen zu verschlechtern und Profit im privaten
Sektor zu ermöglichen;

d) viele Länder mit Erfolg Strategien zur Wiederverstaatlichung befolgt haben;

e) öffentlich-öffentliche Partnerschaften, zu denen sich zwei oder mehr Organisationen des öffent-
lichen Sektors zusammenschließen, um Dienste von besserer Qualität zu erbringen, häufig im
Wege der Vermittlung fachlicher Fertigkeiten, wirksame Alternativen zu öffentlich-privaten Part-
nerschaften sein können;.

f) Verträge anfällig für korrupte Praktiken sind und daher zu den nicht belegten Kosten der Privati-
sierung und der Fremdvergabe beitragen;

g) eine Staatsführung, die verantwortungsvoll handelt, eine bessere öffentliche Ordnung schafft
und der Bevölkerung Vertrauen in die öffentlichen Institutionen vermittelt. Ist die Staatsführung
verantwortungsvoll, so bindet sie die Bevölkerung in die Entscheidungsfindung ein, berücksich-
tigt die Interessen von Minderheiten und fördert den sozialen Zusammenhalt;

h) die Korruption uns alle trifft. Sie verschlimmert die Ungleichheit, da im Zuge von Korruption Mit-
tel der öffentlichen Dienste abgezweigt werden. Außerdem untergräbt sie die Bereitschaft der
Öffentlichkeit, in die öffentlichen Dienste zu investieren, und die Bereitschaft des privaten Sek-
tors, in produktive Unternehmen zu investieren;

i) Korruption und Betrug die wirtschaftliche Entwicklung hemmen. Transparency International
schätzt, dass das weltweite BIP infolge von Korruption jährlich um bis zu 5% bzw. um etwa 2,2
Trillionen Dollar geschmälert wird;

j) die Löhne und Gehälter im öffentlichen Sektor so hoch sein müssen, dass sie den erforderlichen
Fähigkeiten entsprechen und für ein Umfeld gesorgt ist, in dem es keine Anreize für Bestechung
und Korruption gibt;

k) sich mehr Mittel für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste ganz einfach durch eine Steuerre-
form erschließen lassen, mit der dafür gesorgt wird, dass die sehr Reichen einen gerechten Anteil
zahlen, indem Steuerschlupflöcher geschlossen und Steueroasen beseitigt werden, die Steuer auf
nicht produktive Vermögenswerte angehoben wird, Finanztransaktionen besteuert werden und
große Unternehmen wenigstens einen Mindeststeuersatz zahlen.

Um das Ziel hochwertiger öffentlicher Dienste zu erreichen, wird die IÖD im Rahmen ihres Man-
dats im Kommunalsektor

 erste Kontakte mit dem Internationalen Friedensbüro, dem Netz „Bürgermeister für den Frieden“
und Bündnispartnern im Kampf gegen den Klimawandel knüpfen, mit denen sie sich gemeinsam
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für umweltverträgliche, friedliche Volkswirtschaften und für gerechte Gesellschaften einsetzen
kann;

 sich gemeinsam mit der Bau- und Holzarbeiter Internationale (BHI) für eine Partnerschaft für qua-
litativ hochwertige öffentliche Dienste und zukunftsbeständige Städte im Rahmen der entspre-
chenden Agenda der VN (Habitat) einsetzen;

 weitere Pilotprojekte in verschiedenen Ländern vorsehen, um Alternativen zur Privatisierung auf-
zuzeigen;

 unter Hinzuziehung von Fachleuten aus den Pilotstädten sowie von externen ExpertInnen Ge-
werkschaftsmitglieder in der Entwicklung von Alternativen zur Privatisierung schulen;

 andere Gruppen, die neue Alternativen zur Privatisierung entwickeln, unterstützen.

3.3 Die IÖD wird weltweit federführend für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste eintreten,
indem sie

a) sich in die öffentliche Diskussion einbringt, die zu belegen sucht, dass der öffentliche Sektor für
die Wirtschaft wertvoll ist;

b) gemeinsam mit internationalen Branchengewerkschaften, akademischen Kreisen, staatlichen
Stellen, nichtstaatlichen Organisationen und anderen glaubwürdige Modelle für effiziente, nach-
haltige und zugängliche öffentliche Dienste entwickelt und fördert;

c) den Mitgliedsorganisationen hilft, sich in der Diskussion zur Förderung qualitativ hochwertiger
öffentlicher Dienste Gehör zu verschaffen;

d) Bündnisse mit fortschrittlichen Stadtverwaltungen eingeht, damit zukunftsfähige Städte geschaf-
fen werden können.

3.4 Die IÖD wird die Fremdvergabe und Privatisierung bekämpfen, indem sie

a) den Mitgliedsorganisationen bei der Mobilmachung gegen die Fremdvergabe und für die Rückho-
lung privatisierter öffentlicher Dienste beisteht;

b) sich für öffentlich-öffentliche Partnerschaften zur Erbringung öffentlicher Dienste einsetzt;

c) die Kenntnis über bewährte Verfahren verbreitet, die Alternativen zur Privatisierung öffentlicher
Dienste bieten;

d) die Umsetzung des erworbenen Rechts auf Wasserversorgung und Abwasserentsorgung unters-
tützt;

e) sich für regionale und sektorale Organisationen einsetzt und den Austausch von Informationen
fördert.

3.5 Die IÖD wird die verantwortungsvolle Staatsführung unterstützen und die Korruption in staatli-
chen Stellen bekämpfen, indem sie

a) Kampagnen zur Förderung der Transparenz bei der Zuweisung öffentlicher Mittel unterstützt;

b) im Hinblick auf die Kampagnen der Mitgliedsorganisationen zur Bekämpfung der Korruption die-
selbe erforscht;

c) mit Organisationen zusammenarbeitet, die Korruption bekämpfen, und erforderlichenfalls Bünd-
nisse zur Bekämpfung der Korruption eingeht;

d) Lobbyarbeit zur Bekämpfung der Korruption auf der Grundlage von Beweismitteln betreibt;

e) den Mitgliedsorganisationen hilft, dafür zu sorgen, dass Personen, die Missstände melden, ge-
setzlich und praktisch geschützt sind;

f) für ein menschenwürdiges Entgelt eintritt, um den Anreizen für Korruption vorzubeugen, und
indem sie für die grundlegenden Arbeitnehmerrechte, z.B. das Recht auf Vereinigungsfreiheit,
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das Recht zu Kollektivverhandlungen und das Streikrecht, eintritt und kämpft, um dafür zu sor-
gen, dass die Beschäftigten vor Repressalien geschützt sind, wenn sie Fälle von Korruption mel-
den;

g) die Einführung sozialer Klauseln in das öffentliche Beschaffungswesen unterstützt, um der Infil-
tration der öffentlichen Dienste durch kriminelle Organisationen vorzubeugen.

3.6 Die IÖD wird die Entwicklung der verantwortungsvollen Führung und Leitung von Gewerkschaf-
ten unterstützen und die Korruption in Gewerkschaften auf allen Ebenen bekämpfen, indem sie

a) geeignete Verfahren für die Führung und Leitung sowie die Korruptionsbekämpfung ausarbeitet
und die Kenntnis hierüber vermittelt, sofern sie sich bewähren;

b) den Mitgliedsorganisationen und den potenziellen Mitgliedsorganisationen hilft, unabhängige,
demokratische und verantwortliche Gewerkschaften zu schaffen;

c) den Mitgliedsorganisationen hilft, Mitglieder zu unterstützen, die Fälle von Korruption in Ge-
werkschaften melden;

d) den ArbeitnehmerInnen bei allen Bemühungen hilft, gegen die Korruption in ihrer Gewerkschaft
vorzugehen.

3.7 Die IÖD wird federführend für Steuergerechtigkeit eintreten, indem sie

a) um Unterstützung dafür wirbt, dass faire Steuereinnahmen zur Förderung qualitativ hochwerti-
ger öffentlicher Dienste verwendet werden und durch entsprechende Investition dieser Einnah-
men ein Rückzug des Staates zulasten der sozial Schwächeren verhindert wird, die am stärksten
davon betroffen sind;

b) Belege dafür zusammenträgt, dass die wirtschaftliche Ungleichheit in fragwürdiger Weise zuge-
nommen hat;

c) sich in die öffentliche Diskussion einbringt, mit der die Vorteile einer gerechten, progressiven
Besteuerung ins rechte Licht gerückt werden sollen, und indem sie darlegt, wie die Steuerein-
nahmen auf einfachem Wege erhöht werden können (nämlich durch die höhere Besteuerung der
sehr Reichen und die Beseitigung von Steueroasen);

d) sich an die Spitze der weltweit geäußerten Forderung nach einer Besteuerung und effektiven
Regulierung des Finanzsektors, z.B. in Form einer Finanztransaktionssteuer, setzt;

e) ein Netz aus Steuerfachleuten aufbaut, das der IÖD hilft, ihre Ziele zu erreichen und das die IÖD
und ihre Mitgliedsorganisationen mit Fachwissen unterstützt;

f) den Mitgliedsorganisationen mit Instrumenten, Leitfäden und Informationen hilft, sich über das
Thema der Steuergerechtigkeit auszutauschen;

g) die Zusammenarbeit mit internationalen Branchengewerkschaften, nichtstaatlichen Organisatio-
nen und anderen InteressenträgerInnen anführt und Bündnisse mit diesen eingeht, um ihre Ziele
zu erreichen;

h) das Schließen von Lücken bei der Unternehmensbesteuerung, sowie die Besteuerung von Ver-
mögenszuwächsen und Spekulationsgewinnen unterstützt.
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4. Der Plan der IÖD zur Verteidigung und Ausweitung der Arbeitnehmer-
und der Gewerkschaftsrechte
4.1 Die IÖD ist davon überzeugt, dass

a) Gewerkschaftsrechte Menschenrechte sind;

b) die Beschäftigten des öffentlichen Sektors ein Recht auf Vereinigung, ein Recht zu Kollektivver-
handlungen und ein Recht auf freie Meinungsäußerung haben, unabhängig davon, in welcher
Branche sie tätig sind;

c) den Beschäftigten des öffentlichen Sektors das Streikrecht zusteht;

d) die Beschäftigten des öffentlichen Sektors einen Anspruch darauf haben, sich ohne Furcht, Ein-
schüchterung oder Diskriminierung in einer Gewerkschaft zu betätigen;

e) die Beschäftigten des öffentlichen Sektors einen Anspruch auf Arbeitsplätze haben, die frei von
Unfall- und Infektionsgefahren, z.B. HIV/ AIDS und anderen Krankheiten, sind;

f) die Deregulierung des Arbeitsmarkts dem Wirtschaftswachstum zum Nachteil gereicht, da die
Beschäftigungssicherheit hierdurch untergraben, Druck auf die Löhne und Gehälter ausgeübt und
die Nachfrage in der betreffenden Volkswirtschaft verringert wird;

g) alle Nationen die in Betracht kommenden IAO-Übereinkommen, in denen einklagbare Rechte
enthalten sind, ratifizieren und anwenden sollten;

h) die Arbeitnehmerrechte mittels Kollektivmaßnahmen gesichert und bewahrt werden und dass
mittels Kollektivmaßnahmen Sorge dafür getragen wird, dass diese Rechte in der Praxis geachtet
werden.

4.2 Die IÖD stellt fest, dass

a) das Recht auf Vereinigungsfreiheit als grundlegendes Menschenrecht in verschiedenen Instru-
menten des Völkerrechts anerkannt wird, darunter in den IAO-Übereinkommen Nr. 87, Nr. 98
und Nr. 151, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte, dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte sowie in der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten;

b) in den letzten Jahren in Bezug auf die Rechte der Beschäftigten im öffentlichen Sektor, Gewerk-
schaften zu gründen und Kollektivverhandlungen zu führen, ein allgemeiner Konsens erzielt wur-
de: Diese Rechte werden im Völkerrecht als grundlegende Menschenrechte anerkannt;

c) aufgrund des wirtschaftlichen Wandels in China und politischen Wandels in Nordafrika und im
Nahen und Mittleren Osten erhalten die Beschäftigten dort neue Chancen, Rechte zu erlangen.

4.3 Die IÖD verurteilt, dass

a) die Wirtschaftskrise als Vorwand zur Deregulierung der Arbeitsmärkte genutzt wurde;

b) Klauseln mit dem Begriff „wesentliche Dienste“ benutzt wurden, um Beschäftigten des öffentli-
chen Sektors Gewerkschafts- und Menschenrechte zu verweigern;

c) verschiedene Mittel angewandt werden, um sich über die Rechte der Beschäftigten der öffentli-
chen Dienste hinwegzusetzen, darunter regelrechte Verbote, die Aberkennung, die einseitige
Suspendierung aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Beschränkungen, die eklatante Überbeanspru-
chung des Begriffs „wesentliche Dienste“ und sogar Gewalt gegen Beschäftigte und Einschüchte-
rung von Beschäftigten der öffentlichen Dienste, die in Gewerkschaften aktiv sind;
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d) es weltweit Regierungen gibt, die mit Maßnahmen gegen GewerkschafterInnen des öffentlichen
Sektor vorgehen, welche eigens zur Bekämpfung von Gewerkschaften konzipiert wurden, und
dass multilaterale Institutionen Auflagen machen, mit denen Gleiches bezweckt wird, z.B.

 die Regierung von Botsuana, indem sie GewerkschaftsführerInnen suspendierte und ein-
schüchterte und einseitig Rechtsvorschriften erließ, mit denen die Bestimmung des Begriffs
„wesentliche Dienste“ auf praktisch alle öffentlichen Dienste ausgeweitet wird;

 die Regierung von Swasiland, indem sie den neu gegründeten Gewerkschafsdachverband des
Landes, Trade Union Congress of Swaziland (TUCOSWA) im Register löschte und die Füh-
rungskräfte verhaftete, da sie eine friedliche Demonstration planten

 die Regierung der Fidschi-Inseln, die wiederholt verfügte, dass unabhängige, demokratische
Gewerkschaften zu verbieten sind, die den Beschwerdeausschuss für den öffentlichen Dienst
abrupt abschaffte, die Renten kürzte, der Schutz der staatlichen Beschäftigten vor dem Be-
triebsverfassungsgesetz aufhob und die verfügte, dass staatliche Beschäftigte nicht gegen
den Staat klagen dürfen und der Beitragsabzug vom Lohn in Bezug auf die Gewerkschaften
des öffentlichen Sektors zu streichen ist, und die veranlasste, dass GewerkschafterInnen häu-
fig geschlagen und verhaftet werden;

 der Senat des US-amerikanischen Bundestaats Wisconsin, der Rechtvorschriften erließ, mit
denen das Recht der staatlichen Beschäftigten zu Kollektivverhandlungen über Rentenans-
prüche und Gesundheitsversorgung aufgehoben wurde, die Lohnerhöhungen für die Be-
schäftigten im öffentlichen Sektor gedeckelt und die Gewerkschaften für den öffentlichen
Sektor verpflichtet wurden, jährlich eine Bescheinigung vorzulegen;

 die Regierung von Griechenland, die die grundlegenden Arbeitnehmerrechte abgeschafft hat,
das Führen von Kollektivverhandlungen verhindert, Kollektivverträge aufgehoben und
Rechtsvorschriften zur Kürzung der Löhne und Leistungen im öffentlichen Sektor erlassen
hat;

 die Regierung von Ecuador, die seit dem Jahr 2008 die Verfassung und die Rechtsvorschriften
geändert hat, um den Gewerkschaften der öffentlichen Dienste das Recht auf das Führen von
Kollektivverhandlungen abzuerkennen, ihren Status auf den bloßer Vereinigungen zu redu-
zieren, die Entlohnung im öffentlichen Sektor und die Entschädigung wegen rechtswidriger
Kündigung zu beschränken und Fonds für private Zusatzrenten, in die auch staatliche Mittel
einfließen, zu verbieten;

 die Regierung von Kolumbien, die veranlasste, dass dort im Jahr 2010 49 GewerkschafterIn-
nen getötet und viele weitere mit dem Tode bedroht wurden oder Tötungsversuchen ausge-
setzt waren, so dass das Land für GewerkschafterInnen der gefährlichste Ort der Welt ist.

4.4 Die IÖD wird für das universelle Menschenrecht aller Beschäftigten der öffentlichen Dienste
eintreten, freie, unabhängige, demokratische Gewerkschaften zu bilden, um Kollektivverhandlun-
gen zu führen, und zwar unabhängig von der Branche, in der sie tätig sind.

4.5 Die IÖD wird die Beschäftigten der öffentlichen Dienste und die Mitgliedsorganisationen bei
ihren Bemühungen um den Zugang zu gesunden und sicheren Arbeitsplätzen im Rahmen ihrer
branchenbezogenen Arbeit unterstützen.

4.6 Die IÖD wird Verletzungen der Arbeitnehmerrechte anprangern, indem sie

a) die Verletzungen von Menschen- und Gewerkschaftsrechten in den öffentlichen Diensten öffent-
lich anzeigt;

b) im Falle schwerwiegender Verletzungen Kampagnen und Maßnahmen unter Mitwirkung der
Mitgliedsorganisationen einleitet und koordiniert;
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c) den Austausch zwischen denjenigen Mitgliedsorganisationen einleitet und koordiniert, die mit
ähnlichen Verletzungen ihrer Rechte konfrontiert sind;

d) gemeinsam mit den internationalen Branchengewerkschaften und dem IGB daran arbeitet, die
Gewerkschaftsrechte aller Beschäftigten zu verteidigen;

e) eine jährliche Übersicht der Verletzungen von Gewerkschaftsrechten im öffentlichen Sektor ers-
tellt.

4.7 Die IÖD wird zur Durchsetzung der Konzepts, dass Gewerkschaftsrechte Menschenrechte sind,
die Anwendung von Rechtsinstrumenten propagieren, indem sie

a) sich dafür einsetzt, dass allen Beschäftigten des öffentlichen Sektors die Gewerkschafts- und die
Arbeitnehmerrechte garantiert werden, darunter die umfassende Anwendung der IAO-
Übereinkommen Nr. 151 und 154;

b) die Mitgliedsorganisationen bei der Anwendung der Aufsichtsverfahren der IAO unterstützt;

c) gemeinsam mit den Mitgliedsorganisationen Sorge dafür zu tragen sucht, dass dem Sachverstän-
digenausschuss der IAO für die Durchführung der Übereinkommen und Empfehlungen (CEACR)
Stellungnahmen vorgelegt werden;

d) ihr Potenzial zur Anwendung der Rechtsakte der VN im Bereich der Menschenrechte ausbaut;

e) eine Datenbank mit den Namen von AnwältInnen, die für Gewerkschaften tätig sind, erstellt, um
den Mitgliedsorganisationen bei der Verfolgung ihrer Rechtsansprüche zu helfen;

f) die Kenntnis über völkerrechtliche Entscheidungen von Gerichten, in denen solche Rechte bestä-
tigt werden, unter den Mitgliedsorganisationen verbreitet.

4.8 Die IÖD wird zügig auf weltweite politische und wirtschaftliche Änderungen reagieren, indem
sie

a) den Mitgliedsorganisationen hilft, wenn ihre Gewerkschaftsrechte angegriffen werden;

b) im Einklang mit der Arbeit des Vorstands zu dem Konzept der weltweiten Einigkeit eine aktive
Strategie entwickelt, um gemeinsam mit Gewerkschaften in bestimmten Ländern des Nahen Os-
tens und Nordafrikas die Arbeitnehmerrechte voranzubringen;

c) im Rahmen der Arbeit des Vorstands zu dem Konzept der weltweiten Einigkeit eine Strategie für
Länder, in denen es keine freie und demokratische Gewerkschaftsbewegung gibt, ausarbeitet.
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5. Der Plan der IÖD für die Weltwirtschaft
5.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) qualitativ hochwertige öffentliche Dienste für eine produktive Wirtschaft wesentlich sind und
dass der private Sektor auf solche Dienste angewiesen ist, wenn er erfolgreich sein will;

b) die Wirtschaft ein Instrument zur Anhebung des Lebensstandards von Gemeinschaften ist und
dass wirtschaftliche Interessen niemals Vorrang vor dem Wohlergehen der Gemeinschaften ha-
ben dürfen;

c) menschenwürdige Arbeit im Mittelpunkt eines jeden Wirtschaftsplans stehen muss;

d) die Märkte strikt und wirksam reguliert werden müssen, um dafür zu sorgen, dass sie den Inter-
essen der Menschen dienen, und dass dies nur im Zusammenhang mit qualitativ hochwertigen
öffentlichen Diensten möglich ist;

e) die Sparmaßnahmen, die derzeit zwecks Haushaltskonsolidierung durchgeführt werden, die
Nachfrage verringern, das Vertrauen der Verbraucher in die Wirtschaft untergraben und dabei
die Demokratie besorgniserregend aushöhlen sowie das Wirtschaftswachstum beeinträchtigen
werden;

f) der vorhandene Druck zur Deregulierung der Arbeitsmärkte und zur Senkung der Löhne und Ge-
hälter das Wirtschaftswachstum aushebeln wird, da hierdurch eine noch größere Ungleichheit
entsteht und das Vertrauen der Verbraucher und der Wirtschaft untergraben wird;

g) mit dem vorhandenen Rahmen für die Verhandlungen über den Freihandel der privatwirtschaft-
liche Profit zu Lasten der arbeitenden Bevölkerung gefördert wird, insbesondere in den Entwick-
lungsländern;

h) eine Reform des Finanzsektors vordringlich ist, wobei mit der vollständigen Umsetzung der Basel-
III-Regeln4 begonnen werden sollte;

i) jeder Wirtschaftsplan kurz-, mittel- und langfristige Ziele aufweisen muss;

j) die Politik von internationalen Institutionen wie z.B. IWF, Weltbank, WTO entscheidend zur Ent-
stehung der aktuellen Weltwirtschaftskrise beigetragen hat und ein rascher Kurswechsel hin zu
nachhaltiger Wirtschaftspolitik notwendig ist.

5.2 Die IÖD verurteilt, dass

a) durch die politischen Entscheidungen von Regierungen die Arbeitslosigkeit in vielen Ländern
inzwischen besorgniserregend hoch ist;

b) bedingt durch die Sparmaßnahmen das kurzfristige, nachfragegestützte Wachstum und das lang-
fristige, produktivitätsgestützte Wachstum ausgehebelt werden und dass die Ungleichheit durch
den Abbau der öffentlichen Dienste sowie die Kürzung der Sozialversicherungsansprüche und der
Investitionen in das staatliche Gesundheits- und Bildungswesen und in die Infrastruktur zunimmt;

c) Regierungen und andere Wirtschaftsbeteiligte die Finanzkrise als Vorwand genutzt haben, um
ideologisches Gedankengut umzusetzen, das zur Folge hat, dass die Ungleichheit wächst und
dass die Macht und die Vorrechte in den Händen einiger weniger konzentriert bleiben;

d) es ein Weltwirtschaftssystem gibt, mit dem zwar ausreichend Lebensmittel erzeugt werden, um
alle Menschen in der Welt zu ernähren, bei dem jedoch das Gewinnstreben wichtiger ist das Be-
streben, Hunger und Armut zu lindern.

4 Allgemeine Regulierungsstandards für die Eigenkapitalausstattung die Stresstests und das Marktliquiditätsrisiko von
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten, in den Jahren 2010 und 2011 vereinbart von den Mitgliedern des Basler Ausschus-
ses für Bankenaufsicht.
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5.3 Nach Überzeugung der IÖD kann dafür gesorgt werden, dass die Weltwirtschaft so stark
wächst, dass Arbeitsplätze geschaffen werden. Sie wird für einen Wirtschaftplan werben, u.a. mit
den folgenden Maßnahmen:

Kurzfristige Maßnahmen

a) Erhöhung der Konsum- und der Investitionsausgaben, indem dafür gesorgt wird, dass Faktoren,
die die Nachfrage stabilisieren, z.B. Leistungen wegen Arbeitslosigkeit und Investitionen in den
öffentlichen Sektor, greifen.

b) Ausweitung der Transferzahlungen und der Steuererleichterungen, die den niedrig entlohnten
Erwerbstätigen zugutekommen, da davon auszugehen ist, dass diese das verfügbare Einkommen
ausgeben.

c) Einstellung der politischen Maßnahmen, die zur Senkung der Löhne und Gehälter im öffentlichen
Sektor, zum Anstieg der Arbeitslosigkeit, zur Zunahme der Arbeitsplatzunsicherheit und zur Ver-
ringerung des verfügbaren Einkommens führen, da sie das kurzfristige Wachstum hemmen. An-
ders als der Kapitalgewinn aus spekulativen Investitionen sollten Sparvermögen von Privatperso-
nen und Wirtschaftsunternehmen, die produktive Investitionen getätigt haben, niedriger be-
steuert werden. In Anbetracht der Schwierigkeiten bei Verhandlungen über globale Rahmenab-
kommen sollten politische Maßnahmen und Programme dringend auf nationaler Ebene umge-
setzt werden.

d) Reform der Steuersysteme, um Sorge dafür zu tragen, dass die von den sehr Reichen genutzten
Steuerschlupflöcher geschlossen werden und dass - durch die Einführung einer Steuer auf finan-
zielle Transaktionen - auch der Bankensektor gerecht besteuert wird.

Mittelfristige Maßnahmen

a) Verbindliche Zusagen für eine Erhöhung der staatlichen Ausgaben für die Infrastruktur, das Ge-
sundheits- und Bildungswesen, die berufliche Bildung und den Umweltschutz, um das Geschäfts-
klima zu verbessern, Konjunkturanreize zu geben und langfristig die Produktivität zu steigern.

b) Umsetzung der Basel-III-Regeln und anschließend Abschottung desjenigen Geschäfts der Banken,
das für die Gesellschaft sowie für das Wirtschaftswachstum notwendig ist, von anderen Formen
des Anlagegeschäfts.

Langfristige Maßnahmen

a) Bekämpfung des Gefälles bei den Einkommen und der Verteilung des Wohlstands, indem dafür
Sorge getragen wird, dass die eigentlichen Ursachen der rückläufigen Nachfrage nicht zum Tra-
gen kommen.

b) Deutliche Erhöhung der Staatsfinanzen durch eine noch progressivere Besteuerung von sehr
hohen Einkommen und Gewinnen.

c) Einführung von Steuererleichterungen für das Sparvermögen von Privatpersonen und Investitio-
nen der Wirtschaft zwecks Förderung von produktiven Investitionen gegenüber spekulativen In-
vestitionen.

d) Regierungen sahen in Phasen der Hochkonjunktur, deren Ende absehbar war, in zunehmendem
Maße Steuererleichterungen zugunsten von Reichen vor, bauten jedoch in Phasen des wirt-
schaftlichen Abschwungs die Dienste für Arme ab. Die Regierungen müssen für die von ihnen ge-
troffenen Entscheidungen zur Rechenschaft gezogen werden.

e) Wiederherstellung des Vertrauens der Öffentlichkeit, damit wieder Investitionen in qualitativ
hochwertige öffentliche Dienste getätigt werden, indem dafür gesorgt wird, dass die Beschäftig-
ten des öffentlichen Sektors an vorderster Front tätig sind, um den öffentlichen Sektor wirksam
und produktiv sowie offen für den Bedarf von Gemeinschaften zu machen.
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5.4 Die IÖD wird sich in die Diskussion über Wirtschaftsfragen einbringen, um dafür zu sorgen, dass
das alternative Wirtschaftskonzept wahrgenommen wird, indem sie

a) konsequent auf die negativen sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Ungleichheit sowie auf
die Armut und den Hunger verweist, die das vorhandene System bewirkt, und glaubwürdige Al-
ternativen darlegt;

b) ein Netz einrichtet, das sich aus Mitgliedern der Mitgliedsorganisationen zusammensetzt und
sich mit Konzepten für wirtschaftliche Nachhaltigkeit befassen soll;

c) eine Studie über bewährte Verfahren der Mitgliedsorganisationen zur Bewältigung der Krise ers-
tellt;

d) Wirtschaftsfachleute sucht, die bereit sind, gemeinsam mit der IÖD deren Argumente zu vertre-
ten;

e) nach Einflussmöglichkeiten sucht, um dafür zu sorgen, dass Handelsabkommen gerecht in Bezug
auf die ArbeitnehmerInnen sind, nicht die Wahlmöglichkeiten des Staates in Bezug auf das
Diensteangebot beschränken und nicht der Privatisierung öffentlicher Dienste Vorschub leisten;

f) nach Wegen sucht, um Einfluss auf die internationalen Finanzinstitute zu nehmen;

g) mit anderen globalen Akteuren zusammenarbeitet, um mit neuem Elan Schwachstellen und
Mängel des vorherrschenden Wirtschaftssystems aufzudecken.
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6. Der Plan der IÖD für menschenwürdige Arbeitsplätze
6.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) das Verrichten einer lohnenden Arbeit zum Wohlergehen des Menschen beiträgt;

b) Menschen, die einer produktiven Tätigkeit nachgehen, besser entlohnt werden sollten als Men-
schen, die mit Geld spekulieren;

c) Regierungen solchen politischen Maßnahmen Vorrang einräumen müssen, mit denen für Vollbe-
schäftigung gesorgt werden kann, insbesondere im Hinblick auf junge Menschen;

d) Vollbeschäftigung und Arbeitsplatzsicherheit wesentlich sind, um gegen die weltweit zunehmen-
de wirtschaftliche Ungleichheit vorzugehen;

e) Kollektivverhandlungen und Kollektivvereinbarungen sind der beste Weg, um menschenwürdige
Arbeitsplätze und Bezahlung/Vergütung sicherzustellen;

f) Regierungen am besten für die nachhaltige Schaffung von Arbeitsplätzen sorgen können, indem
sie in eine kostenlose, staatliche allgemeine und berufliche Bildung sowie in eine produktive öf-
fentliche Infrastruktur investieren;

g) unsichere Beschäftigungsverhältnisse von Nachteil für das Wohlergehen des Einzelnen und der
Familien sind, da die Betroffenen nicht langfristig planen können und ihr Zugang zur beruflichen
Bildung beschränkt ist, so dass sie mit ihren Familien in einem Kreislauf aus Armut, geringer so-
zialer Mobilität und einem eingeschränkten Zugang zu Sozialleistungen gefangen bleiben;

h) durch die Deregulierung der Arbeitsmärkte den unsicheren Beschäftigungsverhältnissen Vor-
schub geleistet wird und die Voraussetzungen für Wirtschaftswachstum unterlaufen werden, da
hierdurch Ungewissheit entsteht, Druck auf Löhne und Gehälter ausgeübt wird, die Nachfrage
sinkt und der Erwerb von Fähigkeiten verhindert wird;

i) unsichere Beschäftigungsverhältnisse kaum mit der Erbringung qualitativ hochwertiger öffentli-
cher Dienste vereinbar sind.

6.2 Die IÖD stellt fest, dass

a) die Zahl der Beschäftigten, die ausschließlich Zugang zu unsicheren Beschäftigungsverhältnissen
haben, wächst;

b) Frauen, WanderarbeitnehmerInnen, junge Menschen, Behinderte, Lesben, Schwule, Bisexuelle
und Transgender-Personen sowie andere, nach Gleichberechtigung strebende Gruppen für aus-
beuterische und unsichere Beschäftigungsverhältnisse besonders anfällig sind;

c) die Wahrscheinlichkeit groß ist, dass ArbeitnehmerInnen in unsicheren Beschäftigungsverhältnis-
sen an Arbeitsplätzen tätig sind, an denen keine oder nur wenige Arbeitsschutznormen gelten, an
denen sie nicht vor Diskriminierung geschützt sind, an denen der Sozialschutz eingeschränkt ist
und es geringere arbeitsplatzbezogene Leistungen gibt, die geringer entlohnt werden und an de-
nen eine lange, ungünstige und nicht planbare Arbeitszeit vorgesehen ist;

d) es für Personen in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen schwierig ist, Zugang zur Unterstüt-
zung durch Gewerkschaften zu erhalten;

e) unsichere Beschäftigungsverhältnisse häufig genutzt werden, um ganz gezielt Druck auf die Löh-
ne und Gehälter auszuüben;

f) die Nachteile der Arbeitslosigkeit in der Jugend noch über Generationen hinweg zu spüren sind;

g) die OECD eingeräumt hat, dass die Behauptung, flexible Arbeitsmärkte seien eine gute Voraus-
setzung für die Schaffung von Arbeitsplätzen, nicht zu belegen ist.
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6.3 Die IÖD wird gemeinsam mit den Mitgliedsorganisationen und den internationalen Branchen-
gewerkschaften die unsicheren Beschäftigungsverhältnisse bekämpfen, indem sie

a) den Mitgliedsorganisationen hilft, Strategien zum gewerkschaftlichen Organisieren von Arbeit-
nehmerInnen in unsicheren Beschäftigungsverhältnissen auszuarbeiten;

b) Mitgliedsorganisationen hilft, die Einkommen, die Leistungen und die Arbeitsbedingungen im
Wege von Kollektivverhandlungen zu bewahren und zu verbessern;

c) Beispiele für erfolgreiche Strategien der Mitgliedsorganisationen zur Beschränkung unsicherer
Beschäftigungsverhältnisse kundtut;

d) die Bewahrung, den Ausbau und die Erweiterung von Arbeitsaufsichtssystemen unterstützt;

e) sich für die Ratifizierung des IAO-Übereinkommens Nr. 94 einsetzt;

f) Kampagnen zur rechtlichen Reform von Aspekten unsicherer Beschäftigungsverhältnisse durch-
führt;

g) sich um die Anwendung und Durchsetzung vorhandener Instrumente zur Verringerung der unsi-
cheren Beschäftigungsverhältnisse und zum Schutz von ArbeitnehmerInnen in unsicheren Be-
schäftigungsverhältnissen, insbesondere Frauen und jungen Menschen, bemüht;

h) auf die sozial verantwortliche Vergabe öffentlicher Aufträge drängt, die internationalem Recht
entspricht, indem darin untersagt wird, die Lohnkosten als ein Element zur Entscheidung des
Wettbewerbs zwischen den Arbeitgebern heranzuziehen.
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7. Der Plan der IÖD für gewerkschaftliche Entwicklungsarbeit und welt-
weite Solidarität
7.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass Projekte im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungs-
arbeit

a) überaus wichtig sind, da mit ihnen weltweit die Solidarität zwischen Gewerkschaften aus ver-
schiedenen Ländern gefördert werden soll;

b) wichtig sind, um qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zu fördern und zu verteidigen;

c) in einem Geist der Zusammenarbeit und Gleichheit durchgeführt werden sollen, da die Gewerk-
schaften ein gemeinsames Interesse daran haben, die universellen Gewerkschafts- und Men-
schenrechte der Beschäftigten der öffentlichen Dienste weltweit zu verteidigen und zu erwei-
tern;

d) dazu dienen, das Wachstum unabhängiger, demokratischer Gewerkschaften der öffentlichen
Dienste zu verteidigen und zu fördern.

7.2 Die IÖD stellt fest, dass Projekte im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit

a) ein sehr wichtiges strategisches Element der Tätigkeit einer Gewerkschaft sind;

b) sehr wichtig sind, damit das Engagement der IÖD gegenüber ihren Mitgliedsorganisationen in
vielen Ländern, insbesondere in den Entwicklungsländern, deutlich wird und ihr Profil dort an
Schärfe gewinnt;

c) die betriebliche Leistung der IÖD auf nationaler, subregionaler und regionaler Ebene erhöht ha-
ben;

d) zur Gewinnung weiterer Mitglieder für sie selbst und ihre Mitgliedsorganisationen beigetragen
haben;

e) nachweislich die Kapazität der Mitgliedsorganisationen,

 die Gewerkschafts- und die Menschenrechte zu verteidigen,

 sich für die Belange der Gewerkschaften der öffentlichen Dienste einzusetzen,

 sich für die Gleichstellung der Geschlechter einzusetzen und

 das Heranziehen junger GewerkschafterInnen zu unterstützen,
gesteigert haben.

7.3 Jedoch sind Projekte im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit bedroht, da

a) die langjährige, finanzielle Förderung durch Partner, denen die Solidarität ebenfalls ein Anliegen
ist, rückläufig ist;

b) der Verwaltungsaufwand seitens der staatlichen Stellen in den Geberländern wächst;

7.4 Die IÖD stellt fest, dass Folgendes geschehen muss, damit die gewerkschaftliche Entwicklungs-
arbeit weiterhin erfolgreich und noch wirkungsvoller ist:

a) Die Projekte müssen mit den Zielen der IÖD, wie sie in diesem Aktionsprogramm dargelegt sind,
in Zusammenhang stehen und diesen förderlich sein, wobei der Notwendigkeit der gewerkschaft-
lichen Entwicklungsarbeit und des Kapazitätsaufbaus sowie den Prioritäten der Mitgliedsorgani-
sationen Rechnung zu tragen ist.

b) Die Ziele und Ergebnisse der Projekte im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit
müssen für alle Mitgliedsorganisationen deutlich erkennbar und zugänglich sein.

c) Den Branchen, die die IÖD vertritt, muss Bedeutung beigemessen werden.

d) Die Bekämpfung der geschlechterspezifischen Diskriminierung muss weiterhin ein Schwerpunkt
aller Projekte sein.
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e) Es sollen Verfahren zur Vermeidung von Doppelarbeit und zum Austausch von Erfahrungen über
die Projektarbeit zwischen den Mitgliedsorganisationen konzipiert werden.

f) Auf allen Ebenen sind ausreichend Mittel bereitzustellen, damit die Projekte erfolgreich durchge-
führt werden können und damit der Bedarf, der sich im Zusammenhang mit einem Projekt ergibt,
gedeckt werden kann.

7.5 Die IÖD wird

a) die Projektarbeit großer Gewerkschaften für den öffentlichen Dienst, die sich mit Projekten im
Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit befassen, in einem Verzeichnis zusammens-
tellen;

b) diese Tätigkeit des Zusammenstellens als ein dynamisches Instrument nutzen, um die Abstim-
mung und die Zusammenarbeit zwischen der IÖD und ihren Mitgliedsorganisationen bei den Pro-
jekten im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit kontinuierlich zu erleichtern;

c) die Einbeziehung der Mitgliedsorganisationen, die an den Projekten im Rahmen der gewerk-
schaftlichen Entwicklungsarbeit mitwirken möchten, erleichtern;

d) die gewerkschaftliche Entwicklungsarbeit in die allgemeine Kommunikations- und Kampagnen-
strategie der IÖD integrieren;

e) die Mittel, die für Projekte im Rahmen der gewerkschaftlichen Entwicklungsarbeit verfügbar sind,
erhöhen und diversifizieren.
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8. Der Plan der IÖD für die Wahrung der Würde aller

Soziale Grundsicherung

8.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) es nicht hinnehmbar ist, dass 80% der Menschen auf der Welt keinen Zugang zu sozialen Garan-
tien haben, die es ihnen ermöglichen würden, die Risiken des Lebens zu bewältigen, und dass
dieser Teil der Weltbevölkerung um das nackte Überleben kämpft,

b) die Sicherstellung der sozialen Grundsicherung aller Menschen für die wirtschaftiche Entwicklung
notwendig ist und dass sie eine Investition in die soziale Gerechtigkeit ist;

c) die Initiative zugunsten der sozialen Grundsicherung eine große Chance bietet, um die Armut zu
mindern und die Entwicklung voranzubringen;

d) der Sozialschutz bedeutende wirtschaftliche und soziale Vorteile mit sich bringt – die Arbeitspro-
duktivität und das Wirtschaftswachstum werden gesteigert und die soziale Stabilität bleibt ge-
wahrt. Wenn die Wirtschaft ins Stocken gerät, verhindert die Einkommenssicherung einen drasti-
schen Rückgang der Marktnachfrage, was sowohl wirtschaftlich als auch sozial von Vorteil ist;

e) die soziale Grundsicherung vielleicht als Gegengewicht zu den Auflagen dienen kann, die von den
internationalen Finanzinstituten im Rahmen ihres Kreditgeschäfts gemacht werden;

f) es nach wie vor viele Aspekte gibt, die nicht hinnehmbar sind und geändert werden müssen,
wenn auch die soziale Grundsicherung eine wichtige Möglichkeit bietet, um die Nachteile der
Globalisierung aufzuwiegen;

g) der Erfolg der sozialen Grundsicherung davon abhängen wird, wie sie ausgestaltet wird - die Ge-
werkschaften des öffentlichen Sektors müssen hierbei eine wichtige, grundlegende Rolle spielen;

h) mit der sozialen Grundsicherung, sofern sie richtig ausgestaltet wird, weltweit dafür gesorgt
werden kann, dass die Standards angehoben werden und nicht wie sonst im Wege des interna-
tionalen Wettlaufs um Steuererleichterungen und Kürzungen in den öffentliche Dienste gesenkt
werden;

i) für die angemessene Ausgestaltung der sozialen Grundsicherung weltweit die Hinwendung zu
dem Konzept der qualitativ hochwertigen öffentlichen Dienste vonnöten ist, sofern die staatli-
chen Stellen den universellen Zugang zu sozialen Diensten vorsehen sollen;

j) die Ausgestaltung der sozialen Grundsicherung im Wege von Märkten für Dienstleistungen und
Privatisierung nicht hinnehmbar ist und nicht gelingen wird.

8.2 Die IÖD wird die Ausgestaltung und Umsetzung der sozialen Grundsicherung fördern, indem sie

a) das Konzept der sozialen Grundsicherung auf globaler Ebene unterstützt und sich dafür einsetzt,
seine Umsetzung voranzubringen;

b) sich für die Ratifizierung und Anwendung der Normen der IAO für die soziale Sicherheit, insbe-
sondere der Mindestnormen der sozialen Sicherheit, wie sie in dem Übereinkommen Nr. 102 aus
dem Jahr 1952 enthalten sind, einsetzt;

c) sich für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zur Umsetzung der sozialen Grundsicherung
einsetzt;

d) die Mitgliedsorganisationen unterstützt, damit sie für die soziale Grundsicherung eintreten und
an den nationalen Verfahren der Politikgestaltung mitwirken können;

e) weltweit federführend mit gewerkschaftlichen Maßnahmen für die soziale Grundsicherung ein-
tritt;
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f) die Mitgliedsorganisationen über die Entwicklung des Vorhabens der sozialen Grundsicherung
auf dem Laufenden hält und den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedsorganisationen
fördert.

Renten

8.3 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) alle Beschäftigten in allen Diensten Zugang zu Rentensystemen haben müssen, die es ihnen er-
möglichen, mit der Erwerbsarbeit aufzuhören und dennoch über ein Einkommen zu verfügen,
das für ihre Bedürfnisse ausreichend ist;

b) Renten Teil der vereinbarten Leistungen für die Beschäftigten des öffentlichen Sektors sein müs-
sen und dass sie nicht einseitig ohne die Zustimmung der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaf-
ten geändert werden dürfen;

c) im Rahmen der Rentenpolitik geschlechter- und gerechtigkeitsbezogene Aspekte berücksichtigt
werden müssen, auch bei den Rentenansprüchen derjenigen, bei denen Zeiten der Kindererzie-
hung, Teilzeitarbeit, schlecht entlohnte Erwerbsarbeit, unsichere Beschäftigungsarbeit oder in-
formelle Arbeit gegeben sind. Allzu viele Frauen und erwerbstätige Arme sind im Rentenalter zu
einem Leben in Armut verdammt, da diese Faktoren bei der Ausgestaltung der Rentensysteme
nicht berücksichtigt wurden;

d) sich die Beschäftigten des öffentlichen Sektors dafür einsetzen sollten, dass alle Beschäftigten
Rentensprüche haben, da die Renten im öffentlichen Sektor anfälliger für Angriffe sind, wenn
andere Beschäftigte nicht über angemessene Renten verfügen;

e) die Mitwirkung von Gewerkschaften an der Verwaltung von Rentenfonds wichtig dafür sein kann,
dass die betreffenden Gelder in der Tat in fortschrittliche und sozialverantwortliche Zwecke in-
vestiert werden;

f) viele Regierungen und InteressenvertreterInnen der Wirtschaft die Staatsschuldenkrise zum
Vorwand nehmen, um Front gegen die Renten im öffentlichen Sektor zu machen, obwohl diese
für die Krise nicht ursächlich sind;

g) in Fällen, in denen Mitgliedsorganisationen feststellen, dass bei Rentenfonds echte strukturelle
Probleme gegeben sind, z.B. bedingt durch den demografischen Wandel, die sich durch die nicht
gedeckten Verbindlichkeiten ergebende Belastung auf der Grundlage der Zahlungsfähigkeit ge-
recht verteilt werden muss. Hierbei muss außerdem der sozialen Stabilität und dem Wohlstand
gegenwärtiger und künftiger Generationen Rechnung getragen werden;

h) in Fällen, in denen Mitgliedsorganisationen feststellen, dass eine Rentenreform vonnöten ist, die
Grundsätze der IAO für eine wirtschaftlich und politisch tragfähige Rentenreform und Refinanzie-
rung beachtet werden sollten;

i) die Gewerkschaften vorausschauend handeln müssen und dass die staatlichen Stellen die aktive
Mitwirkung der Gewerkschaften akzeptieren müssen, wenn Rentenangelegenheiten im Wege
der Verhandlung gelöst werden, da ungelöste Fragen in diesem Bereich das Potenzial haben, den
Gesellschaftsvertrag in seinen Grundfesten zu erschüttern;

j) die Mitgliedsorganisationen in Fällen, in denen die notwendigen Veränderungen nicht herbeige-
führt werden können, da bedeutende Wirtschaftsbeteiligte nicht bereit sind zu akzeptieren, dass
die Last gerecht verteilt werden muss, gegebenenfalls nicht umhin können, im Rahmen der Ums-
trukturierung des Rentensystems Verhandlungen über die Rentenansprüche von Beschäftigten
zu führen. In diesen Fällen soll im Rahmen der Verhandlungen der gesamte Gesellschaftsvertrag
und nicht allein die Rentenfrage überprüft werden.
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8.4 Die IÖD wird die Mitgliedsorganisationen bei Rentenangelegenheiten unterstützen, indem sie

a) gemeinsam mit dem IGB Informationen und Angaben zu bewährten Verfahren zusammenstellt;

b) gemeinsam mit dem gewerkschaftlichen Beratungsausschuss bei der OECD (TUAC), mit UNI, der
Education International und anderen internationalen Branchengewerkschaften sowie dem Inter-
national Council of Nurses die Rentenangelegenheiten im öffentlichen Sektor fördert und vertei-
digt;

c) eine Arbeitsgruppe „Renten“ einsetzt, die sich aus VertreterInnen der Mitgliedsorganisationen
und Rentenfachleuten der Gewerkschaften zusammensetzt und in Bezug auf alle Aspekte der
Renten im öffentlichen Sektor - darunter die verantwortungsvolle Verwaltung und Leitung, die
Anlage und die berufliche Bildung sowie Kollektivverhandlungen und Kampagnen zur Verteidi-
gung der Renten - fachliche Beratung erteilt sowie ein Instrumentarium und Informationen hier-
für vorsieht. Die Arbeitsgruppe soll außerdem die Mitgliedsorganisationen bei dem Kampf für ei-
ne bessere gesetzliche Altersversorgung und die finanzielle Absicherung im Alter unterstützten,
indem sie diese berät und ein Instrumentarium entwickelt;

d) sich weltweit für die Ratifizierung der IAO-Übereinkommen Nr. 102 und 128 einsetzt;

e) gemeinsam mit der IAO Grundsätze für und Grundanforderungen an ein wirksames Rentensys-
tem ausarbeitet, mit denen sie die Mitgliedsorganisationen unterstützen kann, die Druck auf die
Regierungen in ihren Ländern bezüglich dieser Aspekte ausüben.

8.5 Die IÖD wird die Mitgliedsorganisationen bei der Verteidigung von Rentenansprüchen unter-
stützen, indem sie

a) gemeinsam mit dem IGB Informationen über Kampagnen zusammenstellt und verbreitet, mit
denen gegen die Pläne für eine Untergrabung der Altersversorgung vorgegangen wurde;

b) sich dafür einsetzt, dass Gewerkschaften in die Verhandlungen über die Rentenpolitik auf globa-
ler und nationaler Ebene einbezogen werden, insbesondere wenn es um internationale Finanzin-
stitute geht.
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9. Der Plan der IÖD für die Gleichstellung

Gleichstellung der Geschlechter

9.1 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) die Gleichstellung der Geschlechter ein grundlegendes Menschenrecht ist. Die IÖD befürwortet
das Recht auf Chancengleichheit ungeachtet des Geschlechts, des Familienstands, der ethnischen
Herkunft, der Staatsangehörigkeit, einer Behinderung, der sexuellen Ausrichtung, des Alters oder
der Religionszugehörigkeit, am Arbeitsplatz, in den Gewerkschaften sowie im weiter gefassten
politischen, sozialen, ökonomischen und kulturellen Kontext;

b) die geschlechterbezogene Gewalt nicht hinnehmbar ist, dass sie die Fähigkeit einer Frau, am
Erwerbsleben teilzunehmen, vernichten kann, dass sie eine weitere Belastung der öffentlichen
Dienste mit sich bringt und dass sie den sozialen Zusammenhalt bedroht;

c) die geschlechterbezogene Gewalt ein Gewerkschaftsthema ist, unabhängig davon, ob sie am
Arbeitsplatz, zu Hause oder in der Gemeinschaft vorkommt;

d) sich kurzsichtige Sparmaßnahmen langfristig auf die Gleichstellung der Geschlechter auswirken
werden, da sie auch Kürzungen der Leistungen für Kinder, der Leistungen bei Mutterschaft und
der Renten sowie den Abbau von Diensten zur Betreuung von Kindern und Alten vorsehen. Diese
Dienste sind jedoch überaus wichtig, um die Möglichkeiten zur Gleichstellung der Geschlechter
wahrzunehmen – wenn man sie abbaut, wird den weiblichen Beschäftigten eine zusätzliche Last
aufgebürdet und die Lebenschancen der Mädchen werden gefährdet;

e) die schon lange bestehende Benachteiligung und Ausgrenzung der mehrfach diskriminierten Frau
von den Sparmaßnahmen weiter verschärft werden. Hierdurch werden die Qualität der öffentli-
chen Dienste und die Fortschritte bei der Beseitigung des geschlechterbedingten Lohngefälles
beeinträchtigt, da Frauen unverhältnismäßig stark von dem drastischen Abbau der Arbeitsplätze
im öffentlichen Sektor, den Entgeltkürzungen und den schlechteren Arbeitsbedingungen betrof-
fen sind;

f) die Krisen in dem Bereich der weltweiten Produktion von Lebensmitteln und infolge des Klima-
wandels für Frauen besonders nachteilig sind.

9.2 Die IÖD stellt fest, dass

a) Frauen häufig diskriminiert werden, obwohl immer mehr von ihnen in allen Wirtschaftszweigen
erwerbstätig sind. Die Emanzipation der Frau wird durch die Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, die sexuelle Belästigung sowie durch Missbrauch und Gewalt untergraben;

b) selbst im öffentlichen Sektor, dem weltweit größten Arbeitgeber von Frauen in der formellen
Wirtschaft, diese überwiegend einer gering entlohnten Arbeit nachgehen. Die Geschlechtertren-
nung nach Berufen und veraltete Vorstellungen über die Rolle der Frau tragen dazu bei, dass die
von Frauen geleistete Arbeit ständig gering geachtet wird;

c) Frauen in den sozialen und politischen Bewegungen in den Ländern im Nahen Osten und in
Nordafrika eine entscheidende Rolle gespielt haben – aber dass sie selbst dort, wo Fortschritte
erzielt wurden, immer noch um sozialen Fortschritt und Gleichstellung kämpfen;

d) Frauen, insbesondere junge Frauen, Wanderarbeitnehmerinnen und Frauen, die aus Gründen
der Rasse diskriminiert werden, in den unsicheren Beschäftigungsverhältnissen der öffentlichen
Dienste stark überrepräsentiert sind und dass viele von ihnen in Ausbildungsverhältnissen, Prak-
tika und aufgezwungenen ehrenamtlichen Tätigkeiten ausgebeutet werden. Die unsicheren Be-
schäftigungsverhältnisse nehmen zu, da immer mehr Dienste des Gesundheits- und Sozialwesens
ausgelagert werden (beispielsweise an „Hausangestellte“, die in Privathaushalten Betreuungs-
und Gesundheitsdienste leisten);
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e) infolge der zahlreichen weltweiten Krisen die Gewalt gegen Frauen am Arbeitsplatz und in der
Gesellschaft als solche zunimmt. Sie hat ernste Folgen, darunter gesundheitliche Probleme (Kör-
per und Seele), und sie bringt auch ein erhöhtes Risiko der Infizierung mit dem HIV/AIDS-Erreger
mit sich.

9.3 Die IÖD wird die Ungleichheit zwischen Männern und Frauen am Arbeitsplatz bekämpfen, in-
dem sie

a) die weltweite Kampagne für Lohngerechtigkeit in den öffentlichen Diensten neu auflegt;

b) Bedingungen fördert, unter denen Frauen die notwendigen Chancen erhalten, erwerbstätig zu
werden;

c) die Folgen, die die verschiedenen Krisen für Frauen haben, deutlich macht;

d) die Erforschung der Folgen der Privatisierung auf Beschäftigungsverhältnisse, in denen überwie-
gend Frauen tätig sind, in Auftrag gibt;

e) sich für die Ratifizierung des IAO-Übereinkommens Nr. 189 einsetzt;

f) Kapazität zur Anwendung des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau (CEDAW) sowie der IAO-Übereinkommen Nr. 87, 98, 100 und 111 aufbaut, damit die
Gleichstellung vorankommt;

g) den Frauen in den Ländern des Nahen und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas eine helfende
Hand reicht, um sie bei ihrem Kampf für Gleichheit bei der Arbeit und in den Gewerkschaften zu
unterstützen.

9.4 Die IÖD wird sich für die Beseitigung von Gewalt gegen Frauen einsetzen, indem sie

a) Vereinbarungen, die von den Mitgliedsorganisationen zur Verhinderung von geschlechterbezo-
gener Gewalt am Arbeitsplatz ausgehandelt wurden, verbreitet;

b) die Mitgliedsorganisationen auffordert, Maßnahmen auszuhandeln, mit denen Frauen unters-
tützt werden, die Opfer von Gewalt geworden sind;

c) die Führungskräfte der Mitgliedsorganisationen auffordert, sich gegen geschlechterbezogene
Gewalt auszusprechen, und indem sie insbesondere die Männer in den Führungspositionen auf-
fordert, ihre wichtige Funktion als Verbündete der Frauen zu demonstrieren.

9.5 Die IÖD wird sich mit der Frage der Gleichstellung der Geschlechter in Gewerkschaften befas-
sen, indem sie

a) die Bemühungen zur Einbeziehung der Frage der Gleichstellung der Geschlechter durch die IÖD
und die IÖD-Mitgliedsorganisationen intensiviert;

b) die Mitgliedsorganisationen auffordert, dafür zu sorgen, dass auch Frauen in Verhandlungsteams
vertreten sind;

c) Berichte über bewährte Verfahren zur Gleichstellung der Geschlechter in der IÖD und den IÖD-
Mitgliedsorganisationen verbreitet;

d) die Erforschung des Themas „Frauen in Führungspositionen in der IÖD und in den IÖD-Mitglieds-
organisationen“ in Auftrag gibt, um dafür zu sorgen, dass Frauen in den betreffenden Führungs-
positionen stärker vertreten sind, sowie zu dem Zweck, die Situation der Frau in der IÖD und den
IÖD-Mitgliedsorganisationen genau im Auge zu behalten.
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Junge Beschäftigte

9.6 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) junge Menschen einen Anspruch darauf haben, an dem Wohlstand und den Möglichkeiten, die
eine Gesellschaft bietet, darunter menschenwürdige Arbeit sowie allgemeine und berufliche Bil-
dung, in gleichem Maße teilzuhaben;

b) junge Menschen eine wichtige Rolle in der Bewegung für eine bessere Welt, für Gewerkschafts-
rechte und für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste spielen;

c) junge Menschen gefunden werden müssen, die für Führungspositionen in der Gewerkschaftsbe-
wegung in Betracht kommen, und dass diese unterstützt und gefördert werden müssen;

d) sie und ihre Mitgliedsorganisationen den jungen Menschen und den Bewegungen, in denen sie
organisiert sind, eine helfende Hand reichen müssen.

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 im Bereich „junge Beschäftigte“ in
den Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 die Kampagne für menschenwürdige Arbeit als Teil der Gesamtstrategie für die gewerkschaftli-
che Organisierung junger Beschäftigter unterstützen;

 die Mitgliedsorganisationen motivieren, Bildungsprogramme zur Verbesserung von Kompeten-
zen und Qualifikationen für junge Beschäftigte zu entwickeln;

 darauf achten, dass die Belange junger Beschäftigter in allen ihren sektorbezogenen Program-
men berücksichtigt werden;

 Ressourcen eigens für Maßnahmen zugunsten junger Beschäftigter mobilisieren.

9.7 Die IÖD wird jungen Beschäftigten eine helfende Hand reichen, indem sie

a) die Schaffung eines weltweiten Jugendnetzes fördert, das auf Netzen aufbaut, die es auf regiona-
ler und subregionaler Ebene bereits gibt;

b) den Austausch von Informationen zwischen den jungen Mitgliedern der IÖD erleichtert. Zu die-
sem Zweck will sich die IÖD deren Kapazität, sich selbst zu organisieren und zu mobilisieren,
nutzbar machen und hierauf aufbauen;

c) ein Programm für die allgemeine Bildung ausarbeiten, das auf junge ArbeitnehmerInnen zuge-
schnitten ist und in dem es insbesondere um die international anerkannten Arbeitsnormen, das
gewerkschaftliche Organisieren, das Anwerben und das Führen von Kollektivverhandlungen geht;

d) Daten über die Mitgliedschaft junger Menschen (18 – 35 Jahre) in ihren Mitgliedsorganisationen
und die Positionen, die junge Menschen in den Entscheidungsgremien ihrer Mitgliedsorganisa-
tionen innehaben, sammelt. Die Daten sollen nach Geschlecht aufgeschlüsselt werden;

e) eine weltweite Studie über die Beschäftigung junger Menschen in den öffentlichen Diensten
durchführt, in der insbesondere die Vertragsarten, die Gehälter, die Löhne und Leistungen sowie
die Bindung und die berufliche Laufbahn der jungen Beschäftigten untersucht werden sollen;

f) Lobbyarbeit bei staatlichen Stellen betreibt, damit sie Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit, zur Schaffung von beruflichen Bildungsmöglichkeiten für junge Menschen, dar-
unter auch Ausbildungsstellen, und von menschenwürdigen Arbeitsplätzen vorsehen und umset-
zen, und indem sie sich hierfür einsetzt;

g) in die allgemeine Kampagnenarbeit auch die Kontaktpflege zu Jugend- und Studentenbewegun-
gen einbezieht.
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10. Der Beitrag der IÖD zur Erreichung einer nachhaltigen Entwicklung
10.1 Die IÖD stellt fest, dass der IGB auf seinem Weltkongress 2011 die folgende Entschließung ver-
abschiedete: „[...] dass das auf Marktfundamentalismus gestützte derzeitige Entwicklungsmodell mit
seinem Schwergewicht auf exportgesteuertem Wachstum nicht zu nachhaltigem Wachstum und
sozialem Fortschritt geführt hat, weder in den Entwicklungsländern noch in den Schwellen- oder In-
dustrieländern. Mäßige Erfolge beim Armutsabbau – wo es sie gegeben hat – können nicht als
ernsthafte internationale Reaktion auf die gemeinsame Herausforderung und Verantwortung mit
Blick auf eine weltweite Entwicklung akzeptiert werden. Und auch die zunehmenden Ungleichheiten,
die beschleunigte Umweltzerstörung oder die brutalen Auswirkungen der Krise auf das Leben von
Millionen arbeitenden Familien können sie nicht aufwiegen. Der Kongress bekräftigt, dass unregulier-
ter Kapitalismus die Umwelt zerstört und nicht nachhaltig ist und fordert ein grundsätzlich alternati-
ves globales Produktionssystem, das human und sozial verantwortlich ist. Er ruft die Mitgliedsorgani-
sationen auf, die wachsenden Ungleichheiten, die Unterentwicklung und die wirtschaftliche Unge-
rechtigkeit innerhalb des globalen Systems zu bekämpfen. [...] Der Kongress verurteilt den globalen
Trend in Richtung auf die Privatisierung öffentlicher Dienste, durch die Millionen Menschen ihre
grundlegenden Menschenrechte verweigert werden. Er bekräftigt erneut, dass das Angebot qualita-
tiv hochwertiger öffentlicher Dienste, die für alle zugänglich sind, dazu beiträgt, Armut und Ungleich-
heit zu vermindern, mehr menschenwürdige Arbeit zu schaffen und die soziale Integration und Kohä-
sion zu verbessern.“5

10.2 Die IÖD ist der Überzeugung, dass

a) die Bemühungen für mehr Gerechtigkeit bei der menschlichen Entwicklung - unter Schonung der
Umwelt -weltweit für alle vorrangig sein müssen;

b) die Nationen ihren internationalen Verpflichtungen nachkommen und Wege finden müssen, um
mehr Geldmittel für eine nachhaltige Entwicklung zu erschließen;

c) fehlendes Wirtschaftswachstum, ungleiche Einkommensverteilung, das Versagen der öffentli-
chen Institutionen, die Vernachlässigung seitens der Politik, Kriege und der fehlende politische
Wille große Hemmnisse sind, die der Verwirklichung zukunftsfähiger Gesellschaften entgegens-
tehen;

d) sich zukunftsfähige Gesellschaften nicht ohne qualitativ hochwertige öffentliche Dienste (für die
allgemeine Bildung, die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung, die Energieversorgung,
das Gesundheits- und das Verkehrswesen sowie die öffentliche Verwaltung und das Justizwesen)
verwirklichen lassen;

e) das Erbringen qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste funktionierende demokratische Staa-
ten voraussetzt, die frei von Korruption und in der Lage sind, auf wirksame und gerechte Weise
Steuern zu erheben und die Teilhabe an der regulären Wirtschaft zu fördern;

f) sich Nachhaltigkeit nicht erreichen lässt, wenn man sich nicht um die Arbeitnehmerrechte sowie
um die Rechte von und die Chancen für Frauen und Mädchenkümmert;

g) die Verteilungsproblematik den Kern von Strategien zur Linderung der Armut und der Folgen von
Hungersnöten bilden muss und dass mehr getan werden muss, um die ungleiche Verteilung von
sozialer Macht, Einkommen und Wohlstand abzubauen. Die bilateralen oder multilateralen Ge-
ber sollten Hilfe auf der Grundlage wirtschaftlicher Gerechtigkeit leisten - und nicht unter dem
Aspekt der Wohltätigkeit oder im Hinblick auf die Möglichkeit, dass sich den Gebern hierdurch
der Zugang zu Bodenschätzen, zu Rüstungsgeschäften, zum Handel oder anderen Vorteilen er-
schließt.

5.http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/CONGRESS_Decisions_DE.pdf.
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10.3 Die IÖD wird sich für die Verwirklichung zukunftsfähiger Gesellschaften einsetzen, indem sie

a) die gewerkschaftliche Entwicklungsarbeit sowie den Schutz der Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechte fördert;

b) die Ziele der Entwicklungshilfe in Übersee, darunter das Erreichen der Millennium-Entwicklungs-
ziele, unterstützt und dafür eintritt, dass ArbeitnehmerInnen, Gewerkschaften und Gruppen der
Zivilgesellschaft in die Ausgestaltung der angestrebten nachhaltigen Entwicklung einbezogen
werden;

c) Kampagnen zur Bekämpfung des Mangels an Beschäftigten im Gesundheitswesen unterstützt;

d) zur Anwendung der internationalen Vereinbarungen über Entwicklungshilfe beitragen wird.

10.4 Die IÖD wird die Rolle des öffentlichen Sektors bei dem Erzielen von Nachhaltigkeit propagie-
ren, indem sie

a) die Mitgliedsorganisationen dringend auffordert, sich für den öffentlichen Sektor als ein Mittel
zum Erzielen von Nachhaltigkeit einzusetzen;

b) die grundsätzliche Vorstellung formuliert und verbreitet, dass das Erreichen von Nachhaltigkeit
mit qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten einhergeht;

c) die grundsätzliche Vorstellung verbreitet, dass die Beschäftigten des öffentlichen Sektors einen
Beitrag zum Erreichen einer nachhaltigen Entwicklung leisten;

d) sich gemeinsam mit dem IGB und dem Rat der internationalen Branchengewerkschaften um die-
se Aspekte kümmert, auch im Rahmen der Kampagne Hochwertige Öffentliche Dienste - Jetzt
handeln!
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11. Der Schutz der Umwelt
11.1 Die IÖD ist der folgenden Überzeugung:
Eine der größten Bedrohungen für den Frieden und den Wohlstand in der Welt ist das Ausmaß, in
dem der Mensch durch sein Handeln das Klima verändert. Da diesbezüglich unter den Wissenschaft-
lerInnen weitgehend Einigkeit herrscht, ist seit dem Jahr 2007 auch in der Öffentlichkeit weltweit
sprunghaft die Einsicht gewachsen, dass vorausschauend gehandelt werden muss. Bedauerlicherwei-
se hat der Konsens bislang noch nicht zu durchgreifenden Maßnahmen auf weltweiter Ebene geführt.

a) Globale, für die einzelnen Staaten verbindliche Abkommen zur Eindämmung des Klimawandels
sind unabdingbare Voraussetzung, um eine weitere Schädigung der Umwelt in Grenzen zu hal-
ten. Dabei ist von den Erkenntnissen der Wissenschaft auszugehen, dass die globalen jährlichen
Emissionen der Klimagase bis 2050 auf maximal die Hälfte des heutigen Wertes abgesenkt wer-
den müssen, um die globale Erderwärmung auf zwei Grad zu begrenzen und damit beherrschbar
zu halten. Dies erfordert besondere Reduktionsverpflichtungen der Industriestaaten, aber auch
der großen Schwellenländer.

b) Es bestehen Gemeinsamkeiten zwischen der Lösung der weltweiten Arbeitsfragen und der Kli-
maproblematik, z.B. das Erfordernis weltweiter Lösungen, die den Entwicklungsländern ein Mits-
pracherecht geben, funktionierende internationale Institutionen und staatliche anstelle mark-
twirtschaftlicher Lösungen.

c) Die Beschäftigten der öffentlichen Dienste und ihre Gewerkschaften haben den Klimawandel
besonders im Blick.

d) Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste sind für die Eindämmung des Klimawandels wesent-
lich, da sie insbesondere im Wege des öffentlichen Beschaffungswesens, der Städteplanung und
des öffentlichen Verkehrswesens, der Regulierung des privaten Sektors und von Umverteilungs-
programmen, die zur Linderung der Armut dienen, einen Beitrag hierzu leisten können.

Die Eindämmung des Klimawandels - Minderung der Folgen von Kohlenstoffemissionen bzw. Ver-
ringerung des Ausstoßes solcher Emissionen

e) Die Branchen, die die IÖD in den Wirtschaftszweigen Energie und Verkehr vertritt, spielen eine
entscheidende Rolle bei der Verringerung der Kohlenstoffemissionen. Ein Schlüssel zur wirksa-
men Verminderung der Treibhausgase besteht in der Nutzung von Einsparpotenzialen, in der
Steigerung der Effizienz der Energieumwandlung, in der Erzeugung, der Verteilung und beim
Endverbrauch in den Bereichen Strom, Wärme und Transport. Eine hierauf ausgerichtete ökolo-
gische Energie-, Verkehrs-, Dienstleistungs- und Industriepolitik eröffnet der jeweiligen nationa-
len Wirtschaft große Chancen. Dadurch werden zahlreiche qualifizierte Arbeitsplätze erhalten
und neu geschaffen.

f) Wirksamer Klimaschutz erfordert indessen auch große Anstrengungen. Die Belastungen müssen
nach dem Verursacherprinzip verteilt werden. Alle Verursacher werden schrittweise so einbezo-
gen, dass die nicht gedeckten Klima-, Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitskosten – so genann-
te externe Kosten – ausreichend internalisiert werden. Außerdem soll das Prinzip der gleichen
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit (CBDR) anerkannt werden, was bedeutet, dass die In-
dustrieländer, die sich zwei Jahrhunderte lang bereichert haben, indem sie Treibhausgase aus-
gestoßen haben, jetzt eine größere Verantwortung tragen.

g) Ändert die Politik ihre Maßnahmen für diese Branchen im erheblichen Umfang, so wird dies auch
erhebliche Folgen für die Beschäftigten haben. Nicht nur die Industrie, sondern auch die Gewerk-
schaftsbewegung muss an die Entscheidungen einbezogen werden, die die Regierungen werden
treffen müssen.

h) Beschäftigte, für die die notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels oder zur
Anpassung hieran von Nachteil sind, müssen durch Maßnahmen im Rahmen eines gerechten
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Übergangs (Just Transition)6 unterstützt werden. Diese Hilfe umfasst die Umschulung, die Wei-
terbildung, die berufliche Mobilität und die Einkommenssicherung.

i) Die Regierungen müssen die Federführung übernehmen, indem sie für das Einsparen von Energie
in Privathaushalten, Fabriken und Büros sowie im Verkehr im öffentlichen und privaten Sektor
verbindliche Zielvorgaben machen und zweckbestimmte Mittel vorsehen

j) Potenziell kann auch viel Energie eingespart werden, wenn ArbeitnehmerInnen am Arbeitsplatz
entsprechend eingebunden werden, und im Rahmen von Kollektivverhandlungen kann hierauf
hingewirkt werden.

k) Die Tatsache, dass der Zugang zu Energie in den Entwicklungsländern ungerecht verteilt ist, muss
geändert werden.

Anpassung an die unvermeidlichen Folgen des Klimawandels

l) Die Branchen, die die IÖD in den Bereichen Rettungsdienste und Katastrophenschutz, Gesund-
heits-, Energie- und Wasserversorgung vertritt, werden eine entscheidende Rolle bei der Anpas-
sung an die Auswirkungen von Wetterextremen spielen, die durch den Klimawandel hervorgeru-
fen wurden. Hierzu zählen die Katastrophenvorbeugung sowie die Katstrophenvorsorge und –
bewältigung, die Gesundheitsversorgung infolge von Veränderungen bei der Inzidenz und Präva-
lenz von Krankheiten und die Wasserwirtschaft.

m) Die Beschäftigten der öffentlichen Dienste sind in Krisenzeiten die qualifizierten ErsthelferInnen.
Die Beschäftigten der Rettungs- und Katastrophenschutzdienste, im Gesundheitswesen sowie in
den Bereichen der Wasser- und Stromversorgung riskieren ihr Leben an vorderster Front, an der
sie Dienste für die Gemeinschaften erbringen.

n) Diese Beschäftigten brauchen in ausreichendem Maße Werkzeug, Schulung und Unterstützung
(auch in Form von ausreichendem Personal), damit sie bei Notfällen sicher und angemessen rea-
gieren können.

o) Die Regierungen müssen Investitionen zur Schaffung strikter Vorschriften für die öffentliche Si-
cherheit, zur soliden Schulung und angemessenen Ausrüstung der Beschäftigten der öffentlichen
Dienste tätigen, um für eine wirksame Notfallbereitschaft, die Risikominderung, die Abwehr von
Katastrophen und die Bewältigung ihrer Folgen zu sorgen. Die Beschäftigten müssen in der Lage
sein, lange vor dem Auftreten extremer Wetterereignisse in einer Gemeinschaft darauf hinzuwir-
ken, dass sich die EinwohnerInnen auf Notfälle und ihre Bewältigung vorbereiten.

11.2 Die IÖD wird zur Eindämmung des Klimawandels beitragen, indem sie

a) Die Mitgliedsorganisationen nachdrücklich auffordert, auf nationaler Ebene darauf zu drängen,
dass sich die Mitgliedstaaten zu ehrgeizigen und verbindlichen Zusagen zur Verminderung der
Treibhausgasemissionen im Rahmen von internationalen Abkommen verpflichten und unverzüg-
lich einschneidende Maßnahmen und Programme auf nationaler Ebene durchsetzen;

b) dafür sorgt, dass die Mitgliedsorganisationen ihre nationalen Anstrengungen, um zur Verringe-
rung der Klimagasemissionen beizutragen, austauschen und koordinieren.

c) im Wege von Kollektivverhandlungen prüft, wie die Beschäftigten an der Energieeinsparung mit-
wirken können;

d) die örtlichen Gewerkschaften auffordert, sich um Bündnisse mit Kommunen und Organisationen
der Zivilgesellschaft zu bemühen, wenn es offensichtlich ist, dass die Lösungen für die Bewälti-
gung der Herausforderungen des Klimawandels und für die nachhaltige Entwicklung auf lokaler
und kommunaler Ebene zu suchen sind;

6 Siehe Climate change and labour: The need for a „just transition“ (Klimawandel und Arbeit: das Erfordernis eines gerech-
ten Übergangs), International Journal of Labour Research, 2010, Band 2, Ausgabe 2 (S. 318 ff.).



IÖD-Aktionsprogramm 2013-2017
Seite 43

e) Initiativen für erneuerbare Energieträger unterstützt, was auch beinhaltet, dass das Eigentum an
diesen Energieträgern und ihre Bewirtschaftung im öffentlichen Bereich verbleiben und dezentral
auf kommunaler und lokaler Ebene angesiedelt werden soll;

f) Verbündete der Zivilgesellschaft unterstützt, die sich in der Land- und Forstwirtschaft sowie in
anderen Bereichen dafür einsetzen, dass Ökosysteme geschützt werden.

11.3 Die IÖD wird die Fähigkeit der Beschäftigten der öffentlichen Dienste zur Bewältigung der
Folgen des Klimawandels an ihrem Arbeitsplatz fördern, indem sie

a) die Grundsätze des IGB für einen gerechten Übergang befürwortet;

b) ein klimapolitisches Konzept für die Gesundheits-, Energie- und Wasserversorgung sowie die
Kommunen ausarbeitet;

c) im Hinblick auf die Beschäftigung und den Klimawandel auf internationaler Ebene Bündnisse
eingeht;

d) sich gemeinsam mit der WHO und der IAO mit den Themen „Klimawandel“ und „Gesundheit“
befasst.

e) eine Reihe positiver Beispiele für ein drastisches Eingreifen staatlicher Stellen und deren Zusam-
menarbeit mit Gewerkschaften zur Verbesserung der CO2-Bilanz der vorhandenen Infrastruktur
propagiert.
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Anhang A: Umsetzung des Aktionsplans
A1. Im Vorgriff auf die erforderliche Änderung der Art und Weise ihrer Tätigkeit ließ die IÖD im

Jahr 2009 eine Überprüfung der organisatorischen Abläufe durchführen. Hieraus ergaben
sich die folgenden Empfehlungen:

 Die IÖD benötige einen stärkeren strategischen Schwerpunkt und sie müsse bei der Zu-
weisung ihrer Mittel die Prioritäten stärker beachten.

 Die IÖD müsse dynamischer, flexibler und innovativer werden.

 Die IÖD müsse strategisch vorgehen, um mehr Mittel zu erschließen.

 Die IÖD müsse ihre interne und externe Kommunikation verbessern.

 Die IÖD müsse stärker Rechenschaft über ihre Leistung abgeben und die Wirkung ihrer
Tätigkeit regelmäßig überprüfen.

A2. Um eine solch umfangreiche Reihe von Empfehlungen umzusetzen, bedarf es Zeit und Ener-
gie. Einigen der Empfehlungen wurde Rechnung getragen, andere wurden verworfen und
wiederum andere müssen noch umgesetzt werden. Bedingt durch die Herausforderungen,
denen wir uns in einem zunehmend unsicheren Umfeld gegenübersehen, ist es vordringlich,
dass die letzten Änderungen vorgenommen werden.

Strategischer Schwerpunkt und Prioritäten

A3. Die Erklärung zu den Werten und das Aktionsprogramm bieten eine solide Grundlage, um
einen strategischen Schwerpunkt zu bilden. Nach dem Kongress 2012 werden die regionalen
und sektoralen Pläne aktualisiert, um sie an das Aktionsprogramm anzupassen. Hieran wer-
den das Personal und die Organe der IÖD, z.B. die Regionalvorstände, mitwirken. In erster Li-
nie soll dafür gesorgt werden, dass die Maßnahme der IÖD konkret an das Erreichen ihrer
Ziele geknüpft werden.

A4. Für die Prioritätensetzung müssen schwierige Entscheidungen über die Zuweisung der Mittel
getroffen werden. Im Rahmen der Überprüfung hieß es, dass die IÖD einige Tätigkeitsberei-
che streichen müsse, um in vorrangigen Bereichen effektiver zu werden. Dies ist für das Per-
sonal und die Mitgliedsorganisationen, die möglicherweise daran gewöhnt sind, dass die
Dinge auf eine bestimmte Art und Weise erledigt werden, eine schwierige Aufgabe. Im Hinb-
lick auf die Prioritätensetzung werden der Vorstand und das Sekretariat schwierige Entschei-
dungen treffen müssen, wenn sie den Umsetzungsplan annehmen und Sorge dafür tragen,
dass die Mittel dementsprechend zugewiesen werden. Hierfür ist eine starke Führung auf
zentraler Ebene vonnöten und es muss sehr genau darauf geachtet werden, dass jede Person
in der IÖD die Entscheidungen versteht und mitträgt. Außerdem müssen die Entscheidungen
solide begründet sein, damit sich der Vorstand auf die grundsätzlichen und strategischen
Überlegungen, die für die Beschlussfassung erforderlich sind, verlassen kann.

A5. Die IÖD wird Sorge dafür tragen, dass sie einen starken strategischen Schwerpunkt bildet
und dass ihre Maßnahme in einem konkreten Zusammenhang mit den Prioritäten stehen,
indem sie

a) noch einmal Bezug auf den Bericht über die Überprüfung der organisatorischen Abläufe
nimmt, um weitere positive Anregungen für ihre Arbeit zu erhalten;

b) die sektoralen und regionalen Pläne an das Aktionsprogramm anpasst, und zwar unter
Anwendung eines integrativen Ansatzes;

c) unter Federführung des Generalsekretärs einen detaillierten Umsetzungsplan mit klaren
Prioritäten und einer eindeutigen Mittelzuweisung erstellt, der dem Vorstand zur Prü-
fung vorzulegen sein wird;
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d) den Vorstand und die sektoralen Organe in Grundsatzfragen anhand von Fakten berät,
um so die Planung zu lenken und die Maßnahmen zu steuern;

e) die Empfehlungen, die im Rahmen der Überprüfung der organisatorischen Abläufe ange-
nommen, aber noch nicht umgesetzt wurden, binnen einem Jahr nach dem Kongress
umsetzt.

Dynamisch, flexibel und innovativ

A6. Um Einfluss zu erlangen und einen Wandel zu bewirken, bedarf es eines gründlichen Ver-
ständnisses der Machtfrage, der Verwundbarkeit und der Möglichkeiten der Lobbyarbeit. Für
die IÖD muss es vorrangig sein, Personal an diese Bereiche heranzuführen und eine strategi-
sche Kapazität hierfür aufzubauen. Wir müssen das Zuordnen von Macht und ureigenem
Interesse sowie das Mobilisieren von Kräften und die Lobbyarbeit besser miteinander ver-
zahnen. Wir müssen spezifische Themen, die für die Mitgliedsorganisationen von Belang
sind, ermitteln und uns damit befassen so dass wir alle auf nationaler und regionaler Ebene
bei den betreffenden Maßnahmen an einem Strang ziehen. Wir müssen Sorge dafür tragen,
dass die Kampagnen, das gewerkschaftliche Organisieren, die Öffentlichkeitsarbeit in den
Gemeinschaften und das Anwerben in die gesamte Arbeit der IÖD integriert werden, so dass
wir bei allem, was wir tun, der IÖD den Rücken stärken.

A7. Die IÖD braucht mehr Kapazität, um unverzüglich mit schnellen und wirksamen Maßnahmen
auf sich ändernde Gegebenheiten reagieren zu können. Ein Beispiel hierfür ist das neue
Communicators’ Action Network (PSI CAN) der IÖD, ein Aktionsnetzwerk bestehend aus
KommunikatorInnen der IÖD-Mitgliedsorganisationen, das in den Ländern im Nahen Osten
und Nordafrikas sowie im U.S.-Bundesstaat Wisconsin bereits Erfolge für sich verbuchen
konnte. Nunmehr ist es an der Zeit, von Modellen wie diesen zu lernen und diesen Ansatz auf
alle Tätigkeiten der IÖD und alle Branchen, die sie vertritt, auszuweiten. Vorrangig im Hinb-
lick auf die Maßnahmen und die Mittel der IÖD wird die Schaffung schneller, flexibler Verfah-
ren sein, mit denen Kampagnen rasch geplant und strategisch durchgeführt werden können.

A8. Bei allen Tätigkeiten der IÖD ist eine wirksame Kommunikation erforderlich. Das gesamte
Personal der IÖD muss über Kenntnisse und Fertigkeiten in wirksamer Kommunikation verfü-
gen; ihm sollen gewerkschaftseigene Kommunikationsfachleute zur Seite stehen. Die IÖD
muss besser darin werden, die öffentliche Meinung zu beeinflussen, indem sie Kontakte zu
Beschäftigten und EntscheidungsträgerInnen außerhalb ihres üblichen Wirkungskreises
pflegt. Eine ausgefeilte Strategie und ausreichende Mittel werden erforderlich sein, um das
Profil der IÖD in den etablierten Medien zu schärfen und den Sachverstand der IÖD in ihren
wichtigsten Tätigkeitsbereichen hervorzuheben.

A9. Sind das Konzept, die Planung und die Verantwortlichkeit stärker vereinheitlicht, so können
die Maßnahmen nach und nach dezentral durchgeführt werden, da die IÖD dann über die
nötige Kohärenz und Schwerpunktbildung verfügt, die für den Erfolg erforderlich sind. Es
wird entscheidend darauf ankommen, auf nationaler und regionaler Ebene dynamische Fo-
ren für die Branche zu schaffen. Solche Foren brauchen nicht besonders groß oder formell
sein, um wirksam zu sein. Was sie jedoch brauchen, ist eine klare Abgrenzung der Verant-
wortlichkeit, ferner Sachverstand und eine viel straffere Personalverwaltung.

A.10 Die IÖD wird für ihre Tätigkeit dynamische, flexible und innovative Ansätze vorsehen, in-
dem sie

a) in die Fähigkeit zur Verzahnung der Kapazität, die Machtausübenden zu ermitteln, die
Kräfte zu mobilisieren und Lobbyarbeit zu betreiben investiert;
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b) spezifische Themen ermittelt, die für die Mitgliedsorganisationen von Belang sind, so
dass wir alle auf nationaler und regionaler Ebene bei den betreffenden Maßnahmen an
einem Strang ziehen;

c) Mittel und Verfahren für eine schnelle Reaktion im Rahmen von Kampagnen vorsieht;

d) eine Strategie ausarbeitet, um ihr Profil in den etablierten Medien zu schärfen;

e) klare Leitlinien sowie straffere, transparente Verwaltungsstrukturen zur Delegation sekt-
oraler und regionaler Maßnahmen ausarbeitet bzw. schafft;

f) nach Möglichkeit die Kampagnenarbeit und das gewerkschaftliche Organisieren mit allen
ihren Tätigkeiten verknüpft.

Rechenschaftspflicht und Überprüfung

A11. Wie die Überprüfung der organisatorischen Abläufe ergab, sind straffere Verfahren für die
Rechenschaftspflicht erforderlich, um die Wirksamkeit der Arbeit der IÖD zu überprüfen und
zu beurteilen und um Einigkeit und Erfolg in einer Organisation herbeizuführen, die so komp-
lex und vielfältig wie die IÖD ist. Eine klarere Prioritätensetzung und eine straffere Planung
der Umsetzung werden es dem Vorstand, den regionalen Organen, den sektoralen Foren und
dem Sekretariat ermöglichen, die Fortschritte zu beurteilen. Um dies zu erreichen, muss die
IÖD damit fortfahren, straffe, transparente Verwaltungsstrukturen zu schaffen, und sie muss
regelmäßig Termine mit den beschluss- und geschäftsführenden Organen und dem Personal
vorsehen, um Dinge zu planen und Leistungen zu überprüfen.

A.12 Die IÖD wird in Bezug auf die Maßnahmen und die Mittelverwendung Rechenschaft able-
gen und aus den Erfahrungen lernen, indem sie

a) zwecks Berichterstattung, Gesprächen und Erfahrungsaustausch regelmäßig Termine mit
dem Vorstand sowie den regional und sektoralen Foren vorsieht;

b) zwecks Berichterstattung, Gesprächen und Erfahrungsaustausch regelmäßig Termine mit
dem Personal vorsieht.

Erschließung von Mitteln

A13. Unsere Fähigkeit, das Leben der Arbeitnehmerschaft zu verbessern, hängt von unserer Fä-
higkeit ab, wirksam Mittel zu erschließen. Wie die Überprüfung der organisatorischen Abläu-
fe ergab, besteht diesbezüglich Raum für Verbesserungen.

Personal

A14. Die wichtigste Ressource der IÖD ist das Personal. Die IÖD muss feststellen, welche Fähigkei-
ten der einzelne Mitarbeiter bzw. die einzelne Mitarbeiterin braucht, und dann dafür sorgen,
dass er oder sie diese erwirbt. Die IÖD muss außerdem Sorge dafür tragen, dass das gesamte
Personal Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen in den Kernbereichen der Arbeit der IÖD
hat, darunter das Mobilisieren, das gewerkschaftliche Organisieren, die Kommunikation, die
Kampagnen, die Einbindung der Mitgliedsorganisationen, die Öffentlichkeitsarbeit in den
Gemeinschaften, die Prioritätensetzung und die Planung der Arbeit sowie der Aufbau von
Bündnissen. Die IÖD muss Sorge dafür tragen, dass das Personal die Möglichkeit hat, seine
Erfahrungen zu beurteilen und hieraus zu lernen, sowohl einzeln als auch gemeinsam.

A15. Fähige Leitungs- und Führungskräfte sowie klare Verwaltungsstrukturen sind wichtig, um ein
einheitliches Konzept zu schaffen, eine Hierarchie der Ziele festzulegen und für die Personal-
entwicklung zu sorgen. Maßnahmen, die das Personal betreffen, sollten in flexibler, innovati-
ver und dezentraler Weise durchgeführt werden. Der Rechenschaftspflicht sollte Genüge ge-
tan werden, so dass die Bewertung der Maßnahmen möglich ist.
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A16. Die IÖD wird in ihr Personal investieren, indem sie

a) Sorge dafür tragt, dass das gesamte Personal über Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrun-
gen in den Kernbereichen der Arbeit der IÖD verfügt;

b) dem Personal hilft, seine Erfahrungen zu beurteilen und hieraus zu lernen;

c) fähige Leitungs- und Führungskräfte heranzieht sowie klare und transparente Verwal-
tungsstrukturen schafft;

d) dem Personal hilft, die notwendigen Änderungen zu bewältigen;

e) Sorge dafür trägt, dass es eine ausreichende Zahl erfahrener MitarbeiterInnen gibt, um
die vom Vorstand angenommenen strategischen Ziele zu verfolgen.

Verbündete

A17. Die IÖD kann ihre Reichweite und ihren Einfluss vergrößern, indem sie Bündnisse mit Gleich-
gesinnten eingeht. Wenn die Ziele und die Prioritäten klar sind, so hilft dies dem Personal
und den Mitgliedern der beschluss- und geschäftsführenden Organe, hierbei wirksamer vor-
zugehen. Für Bündnisse kommen nichtstaatliche Organisationen, Organisationen von Ge-
meinschaften, Dachverbände, andere Gewerkschaftsbünde, staatliche Stellen auf allen Ebe-
ne, akademisch Kreise, ArbeitgeberInnen und BürgerInnen in Betracht.

A18. Die IÖD wird mit vielen Gleichgesinnten aus unterschiedlichen Bereichen auf der Grundla-
ge der vereinbarten, allgemeinen Prioritäten Bündnisse eingehen und aufrechterhalten.

Mitgliedsorganisationen

A19. Die IÖD setzt sich aus den Mitgliedsorganisationen zusammen. Während die IÖD über weni-
ger als 80 MitarbeiterInnen verfügt, haben ihre Mitgliedsorganisationen mehr als 20 Mio.
Mitglieder und zehntausende MitarbeiterInnen. Für die Wirksamkeit der Arbeit der IÖD ist es
wesentlich, zu gewährleisten, dass die gewählten Organe der IÖD und das Sekretariat so eng
wie möglich mit den Mitgliedsorganisationen zusammenarbeiten. Die Koordinierung interna-
tionaler Maßnahmen, mit denen weltweit Einfluss auf die EntscheidungsträgerInnen ge-
nommen werden soll, ist ein Hauptanliegen der IÖD, das die aktive Mitwirkung der Mitg-
liedsorganisationen erfordert. Ferner spielen die Mitgliedsorganisationen eine wichtige Rolle
beim Aufbau von Bündnissen. Die IÖD darf die Unterstützung der Mitgliedsorganisationen
niemals als selbstverständlich betrachten und sie muss stets dafür sorgen, dass ihre Tätigkeit
für die Arbeit der Mitgliedsorganisationen von Nutzen ist.

A20. Die IÖD wird die Mitgliedsorganisationen besser in ihre internationale Tätigkeit einbezie-
hen, indem sie

a) nach Wegen für eine besseren Verständigung mit den Mitgliedsorganisationen auf natio-
naler, regionaler, sektoraler und globaler Ebene sucht und die technischen Mittel vor-
sieht, die ihr dies ermöglichen;

b) Sorge dafür trägt, dass die Mitgliedsorganisationen über ihre Tätigkeit unterrichtet wer-
den;

c) spezifische Themen ermittelt, die für die Mitgliedsorganisationen sehr von Belang sind,
so dass sie auf globaler, nationaler und regionaler Ebene bei den betreffenden Maßnah-
men an einem Strang ziehen können.

A21. Die IÖD dafür sorgen, dass ihre Tätigkeit für die Arbeit der Mitgliedsorganisationen von
Nutzen ist, indem sie
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a) die Mitgliedsorganisationen besser über die globalen Herausforderungen und Möglich-
keiten unterrichtet und ihnen hilft, Themen in internationalen Foren zu verfolgen;

b) den Informationsaustausch und die internationale Solidarität fördert.

Weltweite Einigkeit

A22. Unser Eintreten für die Arbeitnehmerschaft ist umso glaubwürdiger, je mehr wir von ihnen
vertreten. Der Vorschlag, die Satzung zu ändern, so dass es in das Ermessen des Vorstands
gestellt ist, die Rückstände einzufordern, wenn Gewerkschaften die Wiederaufnahme beant-
ragen, bietet die Chance, die weltweite Einigkeit zu stärken. Auch ist es sehr wichtig, dafür zu
sorgen, dass die Mitgliedsorganisationen in unsere Tätigkeit stärker einbezogen werden, dass
unsere Tätigkeit für die Arbeit der Mitgliedsorganisationen von Nutzen ist und sie über unse-
re Tätigkeit unterrichtet werden. Jedoch muss die IÖD auch eine entsprechende Strategie
haben.

A23. Die IÖD wird bestrebt sein, das höchste Maß an weltweiter Einigkeit herbeizuführen, in-
dem sie den Vorstand beauftragt, eine Strategie zu konzipieren, die Folgendes beinhaltet:

a) Aufforderung der Mitgliedsorganisationen und regionalen Organe, potenzielle Mitglieds-
organisationen zu ermitteln und zu nennen;

b) Einsetzung von Gruppen, die aus Mitgliedern des Vorstands, gewählten Mitgliedern re-
gionaler, subregionaler und sektoraler Ausschüsse sowie Mitgliedern des Personals be-
stehen und regionale Strategien für die weltweite Einigkeit ausarbeiten sollen;

c) Prüfung von Möglichkeiten für die Öffentlichkeitsarbeit und für das Engagement in Län-
dern, in denen wir nicht oder kaum vertreten sind, darunter China, Indien und andere
asiatische Länder sowie die Länder des Nahen Ostens und Nordafrikas, in denen sich die
Hinwendung zur Demokratie abzeichnet;

d) Zuweisung von Mitteln zur Verwirklichung der weltweiten Einigkeit.

Herausforderungen bewältigen: Optimierung der eigenen Organisation

A24. Die IÖD muss auf eine Umstrukturierung vorbereitet sein, damit sie die Interessen ihrer Mit-
glieder angesichts der Reformen im öffentlichen Sektor, der Umstrukturierung, der Fremd-
vergabe und der Privatisierung verteidigen kann. Die IÖD ist der Überzeugung, dass die Einig-
keit der Beschäftigten des öffentlichen Sektors wesentlich ist, um deren Interessen zu schüt-
zen. Die Zersplitterung der Einrichtungen zur gewerkschaftlichen Vertretung von Beschäftig-
ten, die Tätigkeiten nachgehen, welche im öffentlichen Interesse sind, wird die Gewerk-
schaftsbewegung nur schwächen. Dies bedeutet, dass wir den Schwerpunkt verlagern müs-
sen – weg von der Frage, ob es sich um einen privatwirtschaftlichen oder staatlichen Arbeit-
geber handelt und hin zu der Frage, welcher Art die Tätigkeit ist, die das Mitglied verrichtet,
also ob es Dienste für die Öffentlichkeit erbringt.

A25. Die IÖD wird für die Interessen aller Mitglieder eintreten, die einer Tätigkeit nachgehen,
welche im Interesse der Öffentlichkeit steht, indem sie den Mitgliedern folgt, deren Arbeit
in den privaten Sektor verlagert wird.

Nationale Einigkeit

A26. Eine Voraussetzung für die weltweite Einigkeit ist die nationale Einigkeit. Es gibt Beispiele
dafür, dass Gewerkschaften, die ein starkes Interesse daran geäußert haben, Mitglied in der
IÖD zu werden, hieran gehindert wurden, da vorhandene Mitgliedsorganisationen Einwände
hiergegen erhoben. Häufig geht es bei diesen Einwänden um politische Gegebenheiten, aber
sie können sich auch aus vorhandenen, nationalen Konflikten ergeben, bei denen es um Kon-
kurrenz und den Kampf um Mitglieder geht.
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A27. Die IÖD wird die nationale Einigkeit anstreben, indem sie

a) sich für die Einsetzung nationaler Koordinierungsausschüsse einsetzt;

b) das Gespräch mit Mitgliedern sucht, um nationale Konflikte im Hinblick auf die Mitglied-
schaft zu überwinden.

Gerechte Behandlung der Mitgliedsorganisationen

A28. In der Satzung heißt es, dass für die Bemessung der Beiträge die Zahl der Mitglieder zugrun-
de zu legen ist, für die sich die Mitgliedsorganisation der IÖD anschließen kann. Je mehr Bei-
träge in voller Höhe gezahlt werden, desto stärker kann die IÖD auftreten. Die Tatsache, dass
zur Bemessung der Beiträge einiger Mitgliedsorganisationen ein unterschiedlicher Prozent-
satz zugrundegelegt wird, der sich aus der Zahl der Mitglieder ergibt, für die sich die betref-
fende Mitgliedsorganisation der IÖD angeschlossen hat, bewirkt eine ungerechte Behandlung
von Mitgliedsorganisationen und eine Schwächung der IÖD.

A29. Die IÖD strebt die gerechte Behandlung aller Mitgliedsorganisationen an und wir daher den
Vorstand beauftragen, eine hochrangige Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich mit den ver-
schiedenen Ansätzen zur Bemessung der Beiträge der Mitgliedsorganisationen befassen soll.



IÖD-Aktionsprogramm 2013-2017
Seite 50

Anhang B: Empfehlungen für die zukünftige Arbeit

Gesundheitswesen

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 im Gesundheitssektor in den Jahren
2013-2017 wird die IÖD

 ein neues mehrjähriges HIV/AIDS-Projekt beginnen, um die IAO-Empfehlung betreffend HIV und
AIDS in der Welt der Arbeit aus dem Jahre 2010 umzusetzen. Der Text empfiehlt freiwillige
Tests; Gewerkschaftsstrategien im Bereich HIV und AIDS; Gewerkschaftsnetzwerke für den Zu-
gang zu Dienstleistungen; Thematisierung von HIV/AIDS in Kollektivverhandlungen und Vor-
schläge an den Globalen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria. Für die Re-
gion wird ebenfalls die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Branchengewerkschaften
gesucht;

 mit dem Amsterdam Institute for Advanced Labour Studies eine über mehrere Jahre angelegte
Studie über Löhne und Gehälter im Gesundheitssektor durchführen. Hierbei kommt das webba-
sierte Instrument „WageIndicator“ zum Einsatz;

 einen praktischen Test mit dem von IAO und WGO entwickelten Instrument „HEALTHWISE“
durchführen, mit dem Gesundheitsdienstleister bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen
und der Sicherheit am Arbeitsplatz unterstützt werden. HEALTHWISE soll damit auf die Anforde-
rungen der Gesundheitsgewerkschaften angepasst werden:
http://www.who.int/occupational_health/publications/newsletter/newsletter_18_global_issues
/en/index3.html;

 die Internetseite mit Angaben zu internationalen Standards und Normen für Arbeitsschutz ver-
vollständigen;

 Kollektivverhandlungsinstrumente analysieren, die Klauseln für die Verbesserung des Arbeits-
schutzes von Beschäftigten im öffentlichen Dienst enthalten („gute Praktiken“), und eine IÖD-
Strategietagung für die Mitglieder durchführen, um Möglichkeiten für die Integration von Ar-
beitsschutzklauseln in Kollektivverhandlungsinstrumente zu entwickeln;

 die Symposiumreihe Arbeitnehmergesundheit in Zusammenarbeit mit dem NGO Forum for
Health fortsetzen. Im Mittelpunkt werden dabei Themen wie ArbeitnehmerInnen mit Behinde-
rungen und ArbeitnehmerInnen stehen, die in Notstands- und Konfliktgebieten unmittelbarer
Gewalt ausgesetzt sind.

Versorgungsbetriebe und Infrastruktur

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 in den Sektoren „Versorgungsbe-
triebe“ und „Infrastruktur“ in den Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 eine Analyse der Mechanismen der politischen Führung in den Bereichen Finanzen, Management
und Demokratie vorlegen;

 konkrete Alternativen zu unzweckmäßigen und marktorientierten Lösungen entwickeln;

 die Arbeiten zur Auslagerung von Tätigkeiten im öffentlichen Sektor im Bereich des Versorgungs-
sektors in den Kontext mit anderen IÖD-Sektoren stellen;

 den Sektor Versorgungsbetriebe in den globalen Kampf gegen die Korruption einbinden;

 die Kommunikationsmechanismen in diesem Sektor stärken, damit Mitglieder ohne großen Auf-
wand an Kampagnen teilnehmen können;

 sich im Rahmen der Kampagne Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste – jetzt handeln! gezielt
an den Verband „Vereinigte Städte und lokale Gebietskörperschaften“ sowie andere Gremien auf
der Ebene der lokalen Gebietskörperschaften wenden, um Versorgungsbetriebe und Infrastruk-
turen zu schützen.
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Wasser- und Abwasserwirtschaft

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 in dem Sektor „Wasser- und Abwas-
serwirtschaft“ in den Jahren 2013-2017 wird sich die IÖD

 gemeinsam mit Gewerkschaften und Gruppen der Zivilgesellschaft nachdrücklich bei einzelstaat-
lichen Regierungen dafür einsetzen, dass die Resolution der VN, nach der die Regierungen einen
universellen Zugang zu Wasser und sanitärer Versorgung gewährleisten müssen, umgesetzt wird.

Energiewirtschaft

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 in dem Sektor „Energiewirtschaft“
in den Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 sich in erster Linie für den Kampf gegen Privatisierung und Outsourcing sowie für Arbeitsschutz in
den Betrieben und für die Unterstützung qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste in der
Energiewirtschaft engagieren;

 beispielhaft mit erneuerbaren Energiesystemen in öffentlicher Hand befassen, auch auf kommu-
naler Ebene;

 an den Debatten über den Klimawandel beteiligen. Die IÖD braucht jedoch die Unterstützung
ihrer Mitglieder, um Zugang zu Gremien wie dem Weltenergierat und der Globalen Partnerschaft
für erneuerbare Energien (früher E7) zu erhalten, zwei wichtigen globalen Lobbygruppen, die für
abweichende Meinungen nicht unbedingt ein offenes Ohr haben.

Beschäftigte in der öffentlichen und staatlichen Verwaltung

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 in dem Bereich der öffentlichen
Verwaltung in den Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 weiterhin Aktionen von Mitgliedsgewerkschaften zur Verbesserung der Situation der Beschäftig-
ten in der öffentlichen Verwaltung unterstützen. Dazu gehören in erster Linie das Recht auf
Gründung einer Gewerkschaft und auf Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, das Recht zu Kollek-
tivverhandlungen und das Streikrecht;

 Kampagnenmaterial entwickeln, um Mitgliedsgewerkschaften Möglichkeiten gegen die einseitige
Berichterstattung in den Medien an die Hand zu geben, das Image der öffentlichen Verwaltung
aufzuwerten und die Öffentlichkeit für die Probleme der Beschäftigten in diesem Sektor zu sensi-
bilisieren;

 die Mitglieder bei Verhandlungen von Vereinbarungen über Mindestdienstleistungen unterstüt-
zen, um das Streikrecht von Beschäftigten zu sichern und zu erweitern, die lebenswichtige
Dienstleistungen erbringen;

 nationale Kampagnen der Feuerwehrleute in bestimmten Ländern aufeinander abstimmen und
die Unterstützung durch andere Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes mobilisieren sowie
sich für bessere Löhne, Arbeitsbedingungen und Rechte von Feuerwehrleuten einsetzen.

Kommunaldienstleistungen

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 im Kommunalsektor in den Jahren
2013-2017 wird die IÖD

 die Kampagne Hochwertige Öffentliche Dienste – Jetzt handeln! auf zusätzliche Kommunen und
Organisationen der Zivilgesellschaft erweitern;

 Kampagnen gegen die Privatisierung unterstützen durch

 die Ausarbeitung von Studien über die Auswirkungen der Auslagerung von Dienstleistungen
durch die Kommunalverwaltungen,
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 die Beteiligung an Kampagnen gegen die von der Welthandelsorganisation propagierte
Handelspolitik mit besonderem Schwerpunkt auf dem Allgemeinen Übereinkommen über
den Handel mit Dienstleistungen (GATS) und innerstaatlichen Regelungen, die besondere
Auswirkungen auf den Kommunalsektor haben;

 bessere Netzwerke für IÖD-Mitglieder aufbauen durch

 Einrichtung eines elektronischen Netzwerks für kommunale und verwandte Dienstleistun-
gen, um Informationen und Strategien auszutauschen,

 Betrieb regionaler Netzwerke mit mindestens einer Konferenz in jeder Region während die-
ses Zeitraums,

 Aufbau einer Kommunal-AG, die sich mindestens zweimal während der Kongressperiode
trifft,

 Zusammenstellung und Verbreitung von Informationen über gute Praktiken für die Mitglie-
der;

 eine adäquate Finanzierung von Kommunaldienstleistungen sicherstellen durch

 gezielte Ansprache multinationaler Unternehmen und ihrer Praxis der Verlagerung von Ge-
winnen und Steuern,

 Unterbindung der Praxis des Staates, kommunalen Verwaltungen mehr Verantwortlichkei-
ten und Aufgaben aufzubürden, ohne jedoch hierfür mehr Ressourcen zur Verfügung zu
stellen,

 Unterstützung von Kampagnen, die sich für eine adäquate Finanzierung von kommunalen
Dienstleistungen einsetzen.

ArbeitnehmerInnen der Regenbogenfraktion (LGBT)

Die IÖD ist der Überzeugung, dass alle Menschen das Recht auf Chancengleichheit haben - ungeach-
tet des Geschlechts, des Familienstands, der ethnischen Herkunft, der Staatsangehörigkeit, einer
Behinderung, der sexuellen Ausrichtung, des Alters oder der Religionszugehörigkeit, am Arbeitsplatz,
in den Gewerkschaften sowie im weiter gefassten politischen, sozialen, ökonomischen und kulturel-
len Kontext.

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 für die Belange der Arbeitnehmer-
Innen der Regenbogenfraktion in den Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 Möglichkeiten nutzen, sich bei internationalen Institutionen, darunter den VN und der IAO, für
die Rechte von LGBT-ArbeitnehmerInnen einzusetzen;

 das Thema sexuelle Vielfalt in die Kampagne Hochwertige Öffentliche Dienste – Jetzt handeln!
integrieren;

 Instrumente für die Netzwerkarbeit und den Austausch von Informationen zwischen den Mitglie-
dern zu LGBT-Themen einführen.

Migration

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 im Bereich „Migration“ in den Jah-
ren 2013-2017 wird die IÖD

 weiterhin den innergewerkschaftlichen Kapazitätsaufbau ihrer Mitglieder im öffentlichen Sek-
tor im Rahmen des IÖD-Programms für Migration und Beschäftigte im Gesundheits- und Sozi-
alsektor unterstützen. Dies erfolgt durch
 genauere Analysen von Pflegedienstleistungen, Prognosen zu weiteren Personaleinstellungen

und zu Herausforderungen bei der gewerkschaftlichen Organisierung dieses Bereichs
 Ansprache von Themen wie Deregulierung, Privatisierung, Fremdfirmeneinsatz und prekäre

Beschäftigung;
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 weiteren Kapazitätsaufbau in den zurzeit teilnehmenden Ländern sowie Einbindung zusätzli-
cher Länder;

 die Kampagne für ethische Grundsätze bei der Personaleinstellung fortführen durch
 Unterstützung der Durchsetzung des Internationalen Verhaltenskodex der WHO über eine

grenzüberschreitende Anwerbung von Gesundheitsfachkräften,
 Unterstützung des sozialen Dialogs auf nationaler Ebene mit Schwerpunktthema Migration

und Gesundheitspersonal,
 Entwicklung von Kooperationspartnerschaften mit der WHO und der IAO zur Unterstützung

des sozialen Dialogs und von Kollektivverhandlungen mit dem Schwerpunkt des Kapazitäts-
aufbaus, um weibliche Gewerkschaftmitglieder und MigrantInnen in gewerkschaftliche Füh-
rungspositionen zu bringen,

 Entwicklung von Kampagnenaktivitäten wie z. B. Lobbyarbeit für die Regulierung von Perso-
nalvermittlungsagenturen und ihrer Praktiken;

 Instrumente entwickeln, um ArbeitsmigrantInnen anzusprechen und sie gewerkschaftlich zu
organisieren. Dies erfolgt durch
 Förderung bilateraler und multilateraler Partnerschaften zwischen Gewerkschaften,
 Förderung des Aufstiegs von ArbeitsmigrantInnen, insbesondere von Frauen, in führende

gewerkschaftliche Positionen,
 Bereitstellung von Informationen und Dienstleistungen für MigrantInnen;

 das IÖD-Migrationsnetzwerk erhalten und ausbauen, das durch eine Expertengruppe ergänzt
werden soll und das die IÖD bei diversen Veranstaltungen vertreten kann;

 Initiativen der Mitglieder im Bereich Migration unterstützen, zum Beispiel das Euro-
Mediterrane Migrationsprojekt und andere Aktivitäten aus den Regionen;

 Handels- und Wirtschaftsthemen verfolgen, bei denen es auch um die Freizügigkeit der Ar-
beitnehmerInnen geht, wie sie im GATS der WTO gefordert wird. Dies gilt ebenfalls für Handels-
und Wirtschaftspartnerschaftsabkommen und regionale Integrationsprozesse;

 sich weiter an nationalen, regionalen und globalen Prozessen beteiligen, die maßgebend für
die Migrations- und Beschäftigungspolitik sind und wie sie innerhalb von IAO, IOM, Global Mig-
ration Group, der VN-Generalversammlung und GFMD stattfinden. Die IÖD wird

 sich weiterhin für einen geschlechtersensiblen und auf Rechten basierenden Ansatz in Bezug
auf die Arbeitsmigration einsetzen,

 sich gemeinsam mit unseren Partnern in Form von Kampagnen für die umfassende Anwen-
dung internationaler Menschenrechtsinstrumente sowie für die Ratifizierung von Arbeits-
normen einsetzen. Dies gilt insbesondere für die internationale VN-Konvention zum Schutz
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen (1990), das IAO-
Übereinkommen (Nr. 97) über Wanderarbeiter (Neufassung), 1949, und das Übereinkommen
(Nr. 143) über Wanderarbeitnehmer (ergänzende Bestimmungen), 1975;

 das Thema Klimawandel und Migration weiter verfolgen mit dem Ziel, Lobbyinstrumente und
Strategien für die Verwendung durch unsere Mitglieder zu entwickeln, die sich an den betref-
fenden Diskussionen beteiligen;

 Bündnisse und Netzwerke mit Organisationen der Zivilgesellschaft und anderen Anspruchs-
gruppen aufrechterhalten, dazu gehört auch unsere weitergehende Zusammenarbeit mit den
internationalen Branchengewerkschaften zu Migrationsthemen.

Multinationale Unternehmen

Im Zusammenhang mit künftigen globalen Rahmenabkommen wird die IÖD:

 Weiterhin umfassend und nachdrücklich dafür plädieren, dass kritische öffentliche Dienste von
öffentlichen/Gemeinschaftsdiensten erbracht werden und diese dafür verantwortlich sind.
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 Die Verhandlung von globalen Rahmenabkommen mit multinationalen Unternehmen im Einklang
mit den Richtlinien erwägen, welche bei der außerordentlichen Tagung des IÖD-Vorstands vom
30. Mai bis 1. Juni 2012 angenommen wurden.

 Weiterhin die Mitgliedsgewerkschaften konsultieren, um zu ermitteln, ob Rahmenabkommen im
Interesse der IÖD-Mitglieder sind. Die IÖD wird keine globalen Rahmenabkommen mit multina-
tionalen Unternehmen abschließen, die den Anspruch erheben, alle IÖD-Mitgliedsgewerk-
schaften zu binden.

Kommunikation

Im Rahmen der weiteren Durchführung des Mandats von 2007 im Bereich „Kommunikation“ in den
Jahren 2013-2017 wird die IÖD

 eine weitere Feinabstimmung ihrer neuen Kommunikationssysteme vornehmen, um mit der
technologischen Entwicklung Schritt zu halten und die Kommunikation mit ihren Mitgliedern zu
verbessern. Dabei sollen innovative Publikations- und Kommunikationsstrategien eingeführt
werden, so dass Mitgliedsgewerkschaften und soziale Bewegungen die fortschreitende technolo-
gische Entwicklung besser verstehen und sich anpassen können. Insbesondere sollen die IÖD-
Kernkampagne Hochwertige Öffentliche Dienste – Jetzt handeln! unterstützt und aktuelle Infor-
mationen über Sektorthemen und branchenübergreifende Themen geliefert werden. Von ent-
scheidender Bedeutung ist hier die Zusammenarbeit mit dem Mitarbeiterstab und den Mit-
gliedern, damit die IÖD zu einer effektiveren Kampagnen- und Mobilisierungsorganisation wird.

Die IÖD wird effektiver kommunizieren, indem sie
 das Profil der IÖD und deren Relevanz für ihre Mitgliedsgewerkschaften, Bündnispartner und

Medien als führende globale Quelle und Ressource für Informationen zum öffentlichen Dienst
verbessert;

 für mehr Unterstützung hochwertiger öffentlicher Dienste sorgt, indem sie Forschungsergebnis-
se und komplexe Themen in leicht verständlicher Form präsentiert, Mitglieder mit Beispielen für
gute Praxis versorgt und Möglichkeiten aufzeigt, wie spezielle Herausforderungen bewältigt
werden können;

 eine verbesserte wechselseitige Kommunikation zwischen der IÖD und ihren Mitgliedern und
auch intern zwischen dem Personal unterstützt im Interesse einer reaktionsschnelleren Kom-
munikationsstruktur. Dazu gehören Open Source-Tools für E-Kampagnen und soziale Medien,
die ihre Kampagneneffektivität erhöhen und an die Anforderungen ihrer Mitgliedsgewerkschaf-
ten angepasst werden können.

Die IÖD wird zum Kapazitätsaufbau beitragen, indem sie
 sich an Kampagnen zur Verbesserung des Aufmerksamkeitswertes der IÖD beteiligt im Interesse

einer besseren Kommunikation mit Zielgruppen und einer wirkungsvolleren Motivation von Ad-
ressaten zu gewünschten Aktionen;

 Schulungsangebote und Austauschmöglichkeiten anbietet, um die Kommunikationsfähigkeiten
von MitarbeiterInnen und Mitgliedern zu verbessern.

Die IÖD wird ihre Kontakte festigen und erweitern durch
 die Förderung des Wachstums des Netzwerks PSI CAN;
 Stärkung der Arbeitsbeziehungen mit anderen internationalen Branchengewerkschaften;
 Gewinnung neuer Bündnispartner und Mitglieder durch strategische Kampagnen.

Die IÖD wird Inhalte generieren durch
 die Bereitstellung solider Forschungsergebnisse und Kampagneninhalte durch neue Kommunika-

tionsformate (Website, soziale Medien, Videos);
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 die Einführung neuer Technologiesysteme in Verbindung mit kreativen Kampagnenmaterialien,
die für NutzerInnen von Interesse sind und dafür sorgen, dass sie diese Kontaktpunkte immer
wieder besuchen;

 Berichterstattung über Geschichten und Vorstellung einzelner Gewerkschaftsmitglieder.

Die IÖD wird den Wandel aktiv mitgestalten, indem sie
 Einfluss auf die öffentliche Politik, die Regierungen und die ArbeitgeberInnen nimmt, um hoch-

wertige öffentliche Dienste und die Arbeitnehmerrechte zu fördern und zu schützen.


